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Vorwort	
	
der teach-audio Verlag in Wismar, eine Institution der Dienstleistung für die Aus- und 
Weiterbildung im deutschen Recht, gibt Ihnen nun eine Grundlage für Ihre Kenntnisse im 
kollektiven Recht und dessen Abgrenzung zum Individualrecht.   
 
Im folgenden ersten Teil unserer gemeinsamen Arbeit im teach-audio Programm 
verschaffen wir uns den Überblick über die Zusammenhänge und Abgrenzungen   
von Tarifrecht, Betriebsverfassungs- und Personalvertretungsrecht. 
 
Für die Betriebspraxis stellt sich hierbei die Frage: Inwieweit verbleiben noch Freiräume für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zum Abschluss abweichende einzelvertraglicher 
Vereinbarungen? Sie erhalten auch hierzu eine hilfreiche Antwort.  
 
Zum generellen Verständnis der Brisanz, die  im kollektiven Recht im Fundament der 
ersten Säule "Arbeitsrecht und Arbeitnehmerschutz" von den insgesamt vier Säulen unserer 
grundrechtlich garantierten sozialen Marktwirtschaft liegt, ist ein Blick auf die teilweise 
unterschiedlichen Interessen in Politik, Gesetzgebung und Rechtsprechung sowie der 
weitere Blick auf die unterschiedlichen Positionen und Polaritäten der Sozialpartner im 
kollektiven Regelungsbereich in den Unternehmen und deren Betrieben einschließlich des 
öffentlichen  Dienstes geboten. 
 
Dieser Blick öffnet den weiteren Blick darauf, wie die Normen aus unterschiedlichen 
Blickwinkeln in Recht und Praxis  gesehen und angewendet werden.   
 
Im sodann folgenden 2.Teil wenden wir uns den Inhalten der für die  Betriebspraxis 
wesentlichen Normen des Betriebsverfassungs- und Personalvertretungsrechts  zu. 
 
Beide Teile reichern wir durch  Beispiele aus der Betriebspraxis an. 
 
 
1. Teil  
 Blick auf Zielsetzungen der Sozialpartner auf den kollektiven  Ebenen der Gestaltung 
von Arbeitsbedingungen 
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A. Verfassungs- und arbeitsrechtliche Grundlagen der Mitbestimmung  
      
Das Grundrecht aus Art. 20 GG  garantiert den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern (im 
Folgenden Arbeitnehmer oder Mitarbeiter genannt), dass Deutschland ein sozialer 
Rechtsstaat ist.  
 
Das deutsche Wirtschaftssystem ruht auf dieser Grundlage. Es ist stetigen 
weiterentwicklungen durch Gesetze und Richterrecht zugänglich. 
 
Die Privatwirtschaft hat sich lange Zeit wegen der Wettbewerbshemmnisse des  
der Mitbestimmung und Mitwirkung von Arbeitnehmervertretungen an der unternehmerischen 
Entscheidungsfreiheit gegen das Betriebsverfassungsgesetzes 1972 gesträubt. Diese hatte 
bereits Vorgänger, insbesondere das BetrVG 1952, das aber etwas "zahnlos" gewesen ist. 
 
Auch der öffentliche  Dienst hat durch das Bundespersonalvertretungsgesetz auf der 
Bundesebene sowie die entsprechenden Landespersonalvertretungsgesetze auf der 
Landesebene  die Wirkungen und Auswirkungen der Mitbestimmung und Mitwirkung zu 
spüren bekommen.  
 
Diese beiden Begriffe sind das Korrelat zur unternehmerischen Freiheit. Sie verhindern ein 
Ausnutzen dieser Freiheit zu Lasten der Beschäftigten. 
Der Arbeitgeber in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst kann spätestens seit dem 
Jahr 1972 nicht mehr  die Beschäftigten "par ordre di mufti" hin- und herschieben und von 
seinen Gnaden abhängig machen. 
 
Andererseits darf man nicht  die Egoismen verkennen, die sich in einer Profilierung für die 
nächste Wahlrunde auf der Arbeitnehmerseite zeigt. 
 
Nicht zu verkennen ist auch der Einfluss von einzelnen Gewerkschaften auf die von ihr 
legitim mobilisierten gewerkschaftszugehörigen Arbeitnehmer. Die Folge ist zuweilen, dass 
Betriebsrats- oder Personalratsmitglieder der verlängerte Arm der Gewerkschaft sind und 
daher die betriebspolitischen  Interessen mit gewerkschaftspolitischen Interessen verknüpfen 
oder sogar verdoppeln. 
 
Obgleich der  Staat durch seine Beschäftigten, die keine Beamte sind, öffentliche Aufgaben 
der Verwaltung wahrnimmt, sind die Arbeitsbedingungen  der Beschäftigten  mit  
Unterstützung der Tarifvertragsparteien gestaltbar. 
Sie können durch Arbeitskämpfe erzwungen werden.  
 
Der Staat - Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung - setzt den Rahmen für die 
wirtschaftliche Betätigung der Unternehmen und des öffentlichen  Dienstes. 
 
Daher hat der Staat auch die Mitbestimmung und Mitwirkung der Personalvertretungen im 
öffentlichen  Dienst durch das Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG) in einer 
verfassungsrechtlich unbedenklichen  Weise auf der Eben des Bundes geregelt. 
 
Entsprechend haben die einzelnen Bundesländer Landespersonalvertretungsgesetze auf der 
Landesebene geschaffen. Im Folgenden zitiere ich wegen der weitgehenden 
Übereinstimmungen der Arbeitnehmervertretungsgesetze im öffentlichen  Dienst  nur das 
BPersVG. 
 
Die Tarifvertragsparteien setzen autonom innerhalb des Rahmens oder, soweit der Staat sie 
gewähren lässt, außerhalb dieses Rahmens eigene Normen- d.h. Tarifnormen -  kraft der 
durch das GG  in Verbindung mit dem Tarifvertragsgesetz garantierten Tarifautonomie. 
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B. Das kollektive Recht in der sozialen Marktwirtschaft  
Das  kollektive Recht berührt die Mitbestimmung und Mitwirkung der 
Arbeitnehmervertretungen als Gegenpol zu der Freiheit der Unternehmer bei ihrer 
wirtschaftlichen  Betätigung. Es ist ein bedeutender Teil des deutschen Arbeitsrechts. Das 
Arbeitsrecht ist eine der vier Säulen der sozialen Marktwirtschaft.	
 
Stellen Sie sich  ein Tempelchen mit vier Säulen vor. Die Säulen stellen die Eckpfeiler des 
Daches über einer liberalen und sozialen Marktwirtschaft im Sinne des Art. 20 GG dar. Das 
Grundgesetz garantiert, dass die Bundesrepublik Deutschland ein demokratischer und 
sozialer Bundesstaat ist. 
 
Die vier  Säulen sind: 
 
-	Die	Gewerbeordnung,	(GewO)		
-	das	Kartellrecht	(Gesetz	gegen	Wettbewerbsbeschränkungen	GWB)	
-	die	Einhaltung	der	Regeln	eines	lauteren	Wettbewerbs	(Gesetz	gegen	den	
			Unlauteren			Wettbewerb		-UWG)		
-	die	Arbeitnehmerschutzgesetze	wie	das	Kündigungsschutzrecht,	Mutterschutz,			
			Schwerbehindertenschutz,	Arbeitszeitgesetz,	gesetzlicher		Mindestlohn,	Erholung		
			durch	Urlaub	und	dgl.		
	
Innerhalb dieses Raumes bewegt sich eine freie und soziale Marktwirtschaft im freien Spiel 
der Marktkräfte. Markt bedeutet Wettbewerb. Der Wettbewerb erstreckt sich über die 
Grenzen von Deutschland und Euriopa hinaus auf die Welt. 
Die deutschen Gesetze enden an den Grenzen der Bundesrepublik Deutschland. Dies betrifft 
auch deutsche Schutzgesetze. 
 
Eine Ausstrahlung der Schutzgesetze verbleibt bei vorübergehenden Versetzungen ins 
Ausland. Dies ist von Einzelfällen abhängig. 
 
Die Rechtsprechung ist der Wächter vor dem Tempel  der sozialen Marktwirtschaft.   
 
C: Fortentwicklung des Kollektivrechts durch Richterrecht 
Das BAG ersetzt zuweilen den Gesetzgeber, wenn dieser schweigt. Dann tritt das 
Bundesarbeitsgericht gleichsam als Ersatzgesetzgeber mit dem Richterrecht ein.  
 
Hiermit ist nicht die fast  unübersehbare Fülle von Entscheidungen über konkrete Einzelfälle 
gemeint. Dies Urteile und Beschlüsse lassen sich mittlerweile parallel zu guten Lehrbüchern 
und  Kommentaren  "online" erfassen.  
 
I. Richterrecht bei der Anwendung von Rechtsnormen 
Es ist die Aufgabe der Rechtsprechung, die ihr vorgetragenen Sachverhalte unter bestimmte 
Rechtsnormen mit bestimmten oder bestimmbaren Inhalt zu subsumieren und daraus das 
Urteil oder einen Beschluss abzuleiten. 
 
Dennoch ist trotz bestimmbarer Normeninhalte aus dem Betriebsverfassungsgesetz des 
Jahres 1972 mit den Änderungen des Jahres 2001 ein neues Betriebsverfassungsgesetz 
2014 geworden. 
 
II. Richterrecht ohne Rechtsnormen bei Schweigen des Gesetzgebers 
Das Richterrecht hat  noch eine andere Facette. Diese Variante betrifft alle Fälle, in denen 
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der Gesetzgeber schweigt. 
 
Im Brennpunkt steht die Frage, ob das Bundesarbeitsgericht mangels Rechtsnormen die 
Gesetzgebung durch Richterrecht ersetzen darf. Ich meine "ja". Denn sonst wären 
Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Betriebsrat, Personalrat die tarifschließenden Verbände rechtlos 
gestellt, falls der Gesetzgeber- wie übrigens recht oft im Arbeitsrecht - schweigt. Dennoch ist 
die Gefahr einer außerparlamentarischen Rechtsschöpfung und somit eine Vermischung der 
Gewaltenteilung des Staates nicht ganz von der Hand zu weisen. Auch hohe Richter folgen 
ab und zu dem Zeitgeist im eigenen sozialpolitischen Blickwinkel.  
 
 
III.	Einfluss	von	Verbänden	auf		Politik	und	Gesetzgebung	zur	Mitbestimmung		
Die	Interessenpolaritäten	der	Einflüsse	der	Gewerkschaften	im	DGB	und	der	Arbeitgeber	in	der	
BDA	verführen	die	Politiker	in	den	kurzen	Zeiträumen	der	gewünschten	Wiederwahl	eher	zum	
Nichtstun.		
Dies	liegt	nicht	etwa	an	einer	Lethargie	der	Politiker	und	des	deutschen	Gesetzgebers,	als	
vielmehr	an	der	Brisanz	des	deutschen	Arbeitsrechts.	
	
Die	Brisanz	entsteht	durch	die	Einflüsse	und	die	Macht,	auf	dem	Markt	und	in	der	Gesellschaft,	
die	von	bedeutenden		Sozialpartnern	in	Deutschland	ausgeht.	Macht	haben	insbesondere	die		
Spitzenverbände	der	deutschen	Wirtschaft	-		dieses	sind	auf	der	Arbeitgeberseite	die	
Bundesvereinigung	der	deutschen	Arbeitgeberverbände	BDA	-	unterstützt	durch	den	
Bundesverband	der	Deutschen	Industrie	BDI		und	den	Deutschen	Industrie-	und	Handelstag	
DIHT	-	alle	unterstützt	durch	rechte	Parteiflügel	-und		auf	der	Arbeitnehmerseite	der	Deutsche	
Gewerkschaftsbund		DGB	-	unterstützt	durch	die	linken	Parteiflügel.		
	
Die	Einflüsse	sind	legal	und	von	der	Verfassung	im	Arbeitsrecht	zumindest	im	Bereich	der	
Tarifautonomie		gewollt.	
	
Dieser	Wille	betrifft	die	Bildung	von	Tarifkartellen,	die	in	Deutschland	die	Arbeitsbedingungen	
möglichst	ohne	den	Einfluss	des	Staates	regeln	sollen	und	auch	regeln.	Art.	9	Abs.	3	GG	
garantiert	den	Tarifvertragsparteien	das	Grundrecht,	dass	sie	autonom	im	Rahmen	geltender	
Gesetze	die	Arbeitsbedingungen	der	Beschäftigen	regeln	und	somit	den	Arbeitsmarkt	gestalten.	
Wir	sprechen	von	der	in	Deutschland	absolut	geschützten	und	überwiegend	geschätzten	
Tarifautonomie.	Immerhin	bestehen	in	Deutschland	über	70.000	Tarifverträge.		
	
Jedoch	sind	die	Tarifvertragsparteien	nicht	allmächtig.	Sie	haben		nicht	in	allen	Regionen	
Deutschlands	den	geleichen	Einfluss.	Daher	hat	die	Bundesregierung	im	Koalitionsvertrag	die	
Einführung	eines	gesetzlichen	Mindestlohns	beschlossen.	Nach	einer	Übergangszeit	ist	dieser	
trotz	der	Tarifautonomie	auch	von	den	Tarifvertragsparteien	zu	beachten.	
	
IV.	Einschränkung	des		Mitbestimmung	in	der	deutschen	Wirtschaftsordnung	
Die	Mitbestimmung	der	Arbeitnehmerseite	ist	in	Art.14	GG	und	Art.	20	GG	mit	angelegt.		Sie	legt	
der	unternehmerischen	Freiheit	Zügel	an.		
 
Das	Eigentum	des	Unternehmers	an	seinem	Unternehmen,	für	dessen	Existenz	er	persönlich	
haftet,	oder		der	Kapitalgeber	einer	Kapitalgesellschaft	als	Miteigentümer	wird	durch	Art.	14	GG	
garantiert.		
	
Jedoch	bestimmt	das	Grundgesetz	ebenso,	dass	Inhalt	und	Schranken		durch	die	Gesetze		
bestimmt	werden.		Art.	14	Abs.	2	GG	enthält	die	für	unser	deutsches	Wirtschaftssystem	
bedeutsame	Einschränkung,	dass	Eigentum	verpflichtet		und	sein	Gebrauch	zugleich	dem	Wohle	
der	Allgemeinheit	dient.	
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Gesetze	,	die	eine	Sozialpflichtigkeit	des	Eigentums	hervorheben,	kanalisieren	eine	sonst	
vielleicht	ungehemmte	Marktwirtschaft	im	Sinne	des	Manchesterliberalismus	des	19.	
Jahrhunderts.			
	
Die	soziale	Verpflichtung	des	Eigentums	geht	konform	mit	Art.	20	GG.	Dem	Bürger	ist	garantiert,	
dass	die	Bundesrepublik	Deutschland	ein	demokratischer	und	sozialer	Bundesstaat	ist.	
	
Der	sozialstaatliche	Gedanke	in	Art.	20	Grundgesetz	(GG)	gilt	insbesondere	für	das	Arbeitsrecht	
im	kollektiven	Bereich	auf	der	Ebene	des	Tarifvertrags	und	der	Ebene	der	Betriebsverfassung.	
Es	gilt	der	Grundsatz	der	sozialen	Selbstverwaltung	sowohl	im	Kollektivrecht	durch	die	
Tarifautonomie	der	Tarifparteien	als	auch		die	Betriebsautonomie		der	Betriebsparteien	
Arbeitgeber	und	Betriebsrat.	Die	soziale		Selbstverwaltung	gilt	aber	vor	allem	auch	in	der	
Privatautonomie	,	insbesondere	der	Vertragsfreiheit.		
Die	Privatautonomie	gilt	für	beide	Vertragspartner.	Der	unternehmerischen	Freiheit	steht	im	
Sozialstaat	die	Eingrenzung	von	Übermacht	durch	das	Recht	der	Koalitionen	durch	das	
Tarifvertragsgesetz	(TVG	)	und	das	Betriebsverfassungsgesetz	(BetrVG)	,	das	Recht	auf	
Mitbestimmung		der		Arbeitnehmervertreter		im	Aufsichtsrat	eines	mitbestimmten	
Unternehmens	(MitbestimmungsG	1976		und	MontanmitbestimmungsG	1951	und	BetrVG	1952)	
.		
	
Den	individualrechtlichen	Schutz	,	beispielsweise	durch	das	Kündigungsschutzrecht,	die	
allgemeinen	Arbeitsschutzgesetze	oder	Europanormen	wie	das	Allgemeine	
Gleichbehandlungsgesetz	AGG	gegen	Diskriminierungsverbote	oder	das	Recht	der	Allgemeinen	
Geschäftsbedingungen		AGB	zum	Schutz	des	Arbeitnehmers		vor	vorformulierten	
Arbeitsbedingungen	geben	ein	starkes	Fundament.		
	
	
D.		Andere	Länder	in	Europa	ohne	Mitbestimmung		
	
Die	betriebliche	Mitbestimmung	in	Deutschland		gilt	in	andren	Ländern	Europas	als	ein	
hausgemachtes	Problem,	mit	dem	deutsche	Unternehmer	im	europäischen	und	globalen	
Wettbewerb	fertig	werden	müssen.		Es	gibt	kein	europäisches	Primärrecht	für	die	
Mitbestimmung.		
Im	Vertrag	der	europäischen	Länder	über	die	Arbeitsweise	der	Europäischen	Union	vom	9.5	
2008	haben	die	europäischen	Vertragspartner	klar	gestellt,	dass	die	Sozialpolitik	und	mit	ihr	die	
Tarifpolitik	grundsätzlich		nicht	Gegenstand	europäischer	Vereinheitlichung	sein	sollen.	Die	EU	
fördert	jedoch	den	Dialog	der	Sozialpartner	auf	der	Ebene	Europas	in	Form	der	Anhörung	
gemäß	Art.	154	EU-Arbeitsweisevertrag	(AEUV)	.	
	
E.		Tarifverträge	zur		Entlastung	von		Arbeitgeber	und	Betriebsrat	
	Wir	erkennen,	dass	die	Grundpfeiler	des	Daches	der	kollektiven	Arbeitsbedingungen	
Arbeitgeber,	im	Betrieb	vertretene	Gewerkschaften	,	Arbeitnehmer,	Betriebsrat	und	
Arbeitnehmer	sind.		
	
Das	Betriebsverfassungsrecht	kann	und	darf	nicht	ohne	den	Zusammenhang	zum	
Tarifrecht	gesehen	werden.	Daher	befassen	wir	uns	notwendigerweise	nicht	allein		mit	dem	
Recht	der	Arbeitnehmervertretung	(Betriebsverfassung	und	Personalvertretung),	sondern	auch	
mit	dem	darauf	einwirkenden	Tarifrecht	und	dem	Recht	der	Gewerkschaften	im	Verhältnis	zum	
Arbeitgeber,	Betriebsrat	und	Arbeitnehmer	(§	2	BetrVG	und	§	2	BPersVG).		
	
Die	Ausübung	von	Macht	zur	Regelung	der	Arbeits-und	Wirtschaftsbedingungen	ist	von	unsere	
deutschen	Verfassung	und	der	Rechtsprechung	so	gewollt.	
	
Die	Tarifparteien	sind	durch	Art.	9	Abs.3	GG	dazu	legitimiert,	die	Arbeits-und	
Wirtschaftsbedingungen	zu	regeln.	Die	Organisationen,	die	sich	mit	unterschiedlichen	
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Interessenlagen	auf	der	Arbeitgeber-	und	der	Arbeitnehmerseite	gegenüberstehen	und	über	die	
Gestaltung	von	Tarifnomen	verhandeln,	müssen	als	möglichst	gleich	starke	Partner	Druck	und	
Gegendruck	ausüben	können.	Nur	durch	die	Konstellation	der	Mächtigkeit	können	die	
Interessenlagen	durch	Kompromisse	ausbalanciert	werden.	Arbeitsbedingungen	für	die	
Arbeitgeber	und	die	Arbeitnehmer		
	
I.	Tarifvorrang	in	der		Betriebsverfassung	und	im	Personalvertretungsrecht	
	
Die	beiden	Grundpfeiler	der	Mitbestimmung	regeln	den	Vorrang	des	Tarifvertrags.	Die	
Betriebsvereinbarung	als	das	dem	Betrieb	am	nächsten	stehende	kollektive	Instrument	setzt	das	
BetrVG	aus	guten	Gründen		auf	den	zweiten	Rang.	An	erster	Stelle	steht	die	Tarifautonomie,	die	
eigenständigen	Gestaltung	der	Arbeitsbedingungen	einer	Branche	oder	eines	Unternehmens	
durch	die	zuständigen	Tarifvertragsparteien	unter	der	Herrschaft	des	Art.9	Abs.	3	GG	und	des	
Tarifvertragsgesetzes..	
	
II.		Bedeutung	der	Tarifautonomie	für		Privatwirtschaft	und	öffentlichen	Dienst	
Nach	der	verfassungsmäßigen	Kompetenzverteilung	werden	die	Löhne	und	Gehälter	sowie	die	
sonstigen	Arbeitsbedingungen	vor	allem	durch	den	Abschluss	von	Tarifverträgen	zwischen	den	
Gewerkschaften	und	den	Arbeitgeberverbänden	im	Verbandstarifvertrag	(Flächentarifvertragt)	
oder	mit	einzelnen	Arbeitgebern	im	Haustarifvertrag	(Firmentarifvertrag	)	geregelt.		
	
Rechtsgrundlage	ist	das	Tarifvertragsgesetz	.	Diese	Gesetz	enthält	keine	Bestimmungen	über	
den	Inhalt	und	Umfang	der	Tarifautonomie,	so	dass	die	Grenzziehung	im	Wesentlichen	durch	
Richterrecht	-	an	der	Spitze	das	Bundesarbeitsgericht		-	erfolgt.	
	
Wir	erkennen	durch	die	Gesetzgebung	und	Rechtsprechung,		dass	die	Tarifvertragsparteien		ein	
hohes	Vertrauen	des	Gesetzgebers	und	der	Rechtsprechung	genießen.	Die	Tarifmacht		von	
Arbeitgebern	und	Gewerkschaften	durch	Wissen,	Erfahrung	und	Arbeitskämpfe	-	also	durch	
Macht	und	Gegenmacht	-	bringen		eine	Balance	zwischen	wirtschaftlicher	Vernunft	und	
sozialer	Gerechtigkeit-	wie	immer	diese	Polaritäten	aus	unterschiedlichen	Perspektiven	
verstanden	sein	mögen.	
	
III.	Delegation	von	Verhandlungen	über	Arbeitsbedingungen	an	die	Verbände		
Mancher	Unternehmer	fragt	sich,	weshalb	er	denn	eine	Tarifbindung	durch	die	Mitgliedschaft	im	
Arbeitgeberverband	eingehen	sollte.	Dieses	Thema	werden	wir		in	einer	weiteren	neuen	
Vortragsreihe	zum	Thema	Tarifrecht	beleuchten.		
Jedoch	sei	vorab	im	Zusammenhang	mit	der	Arbeitnehmervertretung	schon	so	viel	gesagt:	
	
Ein	wesentlicher	Vorteil	der	Tarifbindung		liegt	in	der	Ordnung	der	Arbeitsbedingungen,	die	
nicht	vom	Unternehmer	allein	bewältigt	werden	muss	und	ihm	die	Zeit	an	Produktivität	nimmt,	
sondern	in	der	Delegation	der	Aufgabe	an	den	tarifschließenden	Arbeitgeberverband	als	
Dienstleister	des	Unternehmens.	Der	Unternehmer	bzw.	Arbeitgeber	kann	aber	ehrenamtlich	
mitwirken.	
	
Ein	weiterer	Vorteil	liegt	für	den	Arbeitgeber	darin,	dass	er	sich	in	einem	Tarifkartell,	befindet,		
das	die	Absprache	von	Mindestarbeitsbedingungen	der	Unternehmen	erlaubt.	Andere	
Absprachen	verbietet	das	Gesetz	gegen	Wettbewerbsbeschränkungen	GWB	,	in	dem	das	
Kartellrecht	geregelt	ist.		
	
Der	dritte	Vorteil	liegt	darin,	dass	der	Arbeitgeber	nicht	mit	jedem	einzelnen	Arbeitnehmer	über	
die	Arbeitsbedingungen	und	deren	Förderung	verhandeln	muss.	Der	vierte	Vorteil	besteht	darin,	
dass	der	Arbeitgeber	nicht	mit	dem	Betriebsrat	über	Angelegenheiten	verhandeln	muss,	die	im	
Tarifvertrag	geregelt	sind.	Dies	befreit	ihn	weitgehend	von	Druck	und	Koppelungsgeschäften	.	
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Beispiel:	
In	der	Betriebspraxis	wird		in	der	Regel	der	Arbeitgeber	den	Vorteil	nutzen,	dass	er	den	BR,	der	an	
ihn	Forderungen		aus	dem	Bereich	der	Vergütung	stellt,		auf	den	Tarifvertrag	verweist.	Falls	
beispielsweise	der	BR	abweichend	vom	Tarifvertrag	die	Einführung	von	Zuschlägen	für	die	
Samstagsarbeit	verlangt	und	falls	der	BR	zu	der	erforderlichen	Zustimmung	zur	Verteilung	der	
Arbeitszeit	auch	auf	Samstage	die	Zustimmung	an	den	Samstagszuschlag	koppelt,	dann	ist	dieses		
Koppelungsgeschäft	dem	BR	von	Rechts	wegen	verwehrt.		
	
IV	.	Macht	der	Arbeitnehmervertreter	im	Betrieb	oder	in	der	Dienststelle	
Während	die	Betriebs-	und	Personalräte		auf	der	tariflichen	Ebene	keine	Macht	besitzen,	es	sei	
denn,	dass	sie	bei	Tarifverhandlungen	mit	dem	Gewerkschaftshut	als	Mitglied	der	
verhandelnden	Gewerkschaft	Beisitzer	sind,	beginnt	die	eigentliche		alltägliche		Macht	der	
Arbeitnehmervertretungen	auf	der	Ebene	des	Betriebs	oder	der	Dienststelle.	
	
F.			Spannungsfeld	unternehmerische		Freiheit	und	Mitbestimmung		
Die	Mitbestimmung	und	Mitwirkung		kann	dem	Arbeitgeber,	der	sich	den	Betriebsrat	durch	
einen	etwas	unglücklichen	Umgang	verdient	hat,	einigen	Kummer	bis	hin	zu	
Wettbewerbsnachteilen	des	Unternehmens	und	Betriebs	bereiten.	
	
Ein	BR,	der	ständig	das	BetrVG		als	Druckwerk	unter	dem	Arm	hat	und	danach	lebt,	kann	einen	
lebendigen	Betrieb	strangulieren.,	falls	er	dies	will	oder	selbst	im	Übereifer	nicht	bemerkt.		
	
Umgekehrt	können	Betriebsparteien,		die		vertrauensvoll	zusammenarbeiten,	den	Betrieb	im	
Wettbewerb	des	Marktes	zum	Erfolg	führen.		
	
In	der	Betriebspraxis	haben	die	Betriebsräte	und	Personalvertretungen	eine	relativ	hohe	Macht	
und	Durchsetzungsfähigkeit	aufgrund	der	Verpflichtung	des	Arbeitgebers,	insbesondere	zu	
personellen	und	sozialen	Maßnahmen	die	Zustimmung	des	Betriebsrates	einzuholen.		
	
I.	Fesseln	der	unternehmerischen	Freiheit	
Der	Unternehmer	hat	im	Bereich	der	Betriebsverfassung	das	unternehmerische	
Entscheidungsrecht.	Auch	im	Individualrecht	-so	im	Kündigungsschutzrecht-	bleibt	die	
unternehmerische	Entscheidungsfreiheit	beim	Unternehmer.		
	
Dennoch	sind	dem	Arbeitgeber	durch	die	Mitbestimmung	Fesseln	angelegt,	
Er	kann	nicht	ohne	Beteiligung	des	Betriebsrats	oder	Personalrats	beliebige		unternehmerische	
Entscheidungen	treffen.		
	
Allerdings	bleibt	dem	Unternehmer	trotz	der	Mitbestimmung	immer	noch	die	
Grundentscheidung,	ob,	wann	und	wie	er	eine	Betriebsänderung	durchführt	oder	ob,	wann	und	
wie	und	an	welchen	Personenkreis		finanzielle	Leistungen	erbringt.	
Das	Mitbestimmungsrecht	setzt	erst	bei	der	Verteilung	des	Leistungstopfes	ein.	
	
Wir	werden	uns	bei	den	einzelnen	Bestimmungen	über	Umfang	und	Grenzen	der	
Mitbestimmung	befassen.	
	
II.	Fesseln	der	Freiheit	der	Arbeitnehmervertretung	
Die	Betriebs-	und	Personalräte	tragen	trotz	ihrer	Macht	selbst	auch	Fesseln,	wenn	und	soweit	
ein	Tarifvertrag	besteht.	Ein	Tarifvertag		nimmt	ihnen	die	Mitbestimmung	weg,	soweit	
mitbestimmungspflichtigen	Angelegenheiten	durch	den	Tarifvertrag	geregelt	sind.	Dazu	
gehören	die	Entgeltstrukturen,	die	ohne	den	Tarifvertag	durch	§	87	Abs.1	Nr.10	BetrVG	der	
Mitbestimmung	unterworfen	sind.		
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Im	öffentlichen	Dienst	ist	diese	Fesselung		keine	Besonderheit.	Denn	dort	bestehen	
unverrückbar	der	TVöD	und	der	TV-L.	Dennoch	geben	diese	Tarifverträge	den	Personalräten	
einen	weiten	Spielraum	zur	Ausfüllung	der	in	§	75	PersVG	aufgeführten	.	
mitbstimmungspflichtigen	Angelegenheiten.	
	
Man	kann	zusammengefasst,	jedoch	mit	gebotener	Vorsicht	und	einer	kleinen	Prise	Salz	-	cum	
grano	salis		-	sagen:				
	
-				Die		Tarifvertragsparteien	entmündigen	in	ihrer	Tarifmacht	den	Betriebsrat		
					oder	den	Personalrat	kraft	des	Tarifvorrangs.			
					
					Soweit	ein	Tarifvertrag	besteht,	hat	der	tarifgebundene	Arbeitgeber	nichts		
					zu	bestimmen	und	der	BR		folglich	nichts	mitzubestimmen.	
	
-				Der	Betriebsrat	und		der	Personalrat	entmündigen	ihrerseits		kraft	der		
					Beteiligungsrechte		den	einzelnen	Arbeitnehmer.	er	wird	der	unmündige		
					Arbeitnehmer.	.		
					Er	muss	sich	vor	der	Betriebsvereinbarung	oder	Dienstvereinbarung	verneigen,	die	
					die	Rechtsprechung	vor	den	Kollektivmächten	wie	einen	Gral	vor	sich	herträgt.	Er	darf		
					nicht	einmal	privatautonom	über	sein	Vertragsverhältnis	bestimmen,				
					insbesondere	dann	nicht,	wenn	er	hierdurch	von	der	laufenden	Betriebsvereinbarung	
					oder	Dienstvereinbarung	abweicht.		
					Dieses	Verbot	gilt	nach	Richterrecht	auch	im	Zeitraum		der	Nachwirkung		
					von	abgelaufenen	Betriebsvereinbarungen	oder	Dienstvereinbarungen	mit		
					mitbestimmungs-	oder	teilmitbestimmungspflichtigen	Regelungsinhalten.	
						
	
G.		Tarifverträge	für	den	öffentlichen	Dienst		
Das	Bundespersonalvertretungsgesetz	ist	am	1.4.1974	in	Kraft	getreten,		
also	etwa	2	Jahre	nach	dem	Inkrafttreten	des	BetrVG.		
	
Bund	und	Länder	warteten	zunächst	das	Inkrafttreten	des	BetrVG	zum	20.1.1972	ab.	
	
Im	Hinblick	auf	die	öffentlichen		Aufgaben	der	Beschäftigten	(vormals	getrennt	nach		Arbeitern	
und	Angestellten)	sind	verfassungsrechtliche	Hürden	und	Bedenken	durch	das	
Bundesverfassungsgericht		und	ihm	folgend	das	Bundesverwaltungsgericht	behoben	worden.	
Die	Beteiligung	der	Personalvertretungen	gebietet	wegen	der	öffentlichen	Aufgaben	der	
Verwaltung	die		Einhaltung	einer	Schutzzweckgrenze	und	Verantwortungsgrenze.	Der	kollektive	
Schutz	der	Beschäftigten	werde	durch	das	Sozialstaatsprinzip	nach	Art.	20	GG	verbürgt.	Für	
Arbeiter	und	Angestellte	werde	die	Verantwortlichkeit	und	Entscheidungsfreiheit	einer	
Regierung	nicht	beeinträchtigt,	wenn	im	Personalvertretungsrecht	die	Einigungsstelle	in	den	
Personalangelegenheiten	der	Arbeiter	und	Angestellten	die	Letztentscheidung	trifft.		Die	
Personalvertretungsgesetze	wollten	eine	wirksame	Teilhabe	der	Beschäftigten	an	den	sie	
betreffenden	Angelegenheiten,		-dies	sind		Dienst-	und	Arbeitsbedingungen	-		sicherstellen.	
	
Besondere	Personalvertretungen	sind	nach	der	Privatisierung	der	Deutschen	Bundesbahn	1993,	
Bundespost	1995	und	Flugsicherung	1992	gebildet.	
.	
Das	Bundespersonalvertretungsgesetz	gilt	für	die	Verwaltungen		-	auch	Betriebsverwaltungen	-	
des	Bundes	und	der	bundesunmittelbaren	Körperschaften,	Anstalten	und	Stiftungen	des	
öffentlichen		Rechts	sowie	in	den	Gerichten		des	Bundes.		
	
Während	die	Arbeitsbedingungen	für	die	Beamten	in	Bund	und	Ländern	durch	Bundes	-und	
Landesgesetze	im	Laufe	von	Reformen	geregelt	sind,	haben	die	Tarifvertragsparteien	im	
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öffentlichen		Dienst		für	die	Arbeiter	und	Angestellten	ein	modernes	Tarifvertragssystem	
gestaltet.		
	
Das	Tarifwerk	für	Bund	und	Länder	ist	der	Tarifvertrag	für	den	Öffentlichen	Dienst	TVöD.	Dies	
ist	ein	Vertrag,	der	einheitlich	für	Angestellte	und	Arbeiter	mit	Wirkung	ab	1.11.2006	von	den	
Tarifvertragsparteien	in	Kraft	gesetzt	ist.	
	
Für	die	Arbeitnehmer	der	Länder	ist	mit	Wirkung	ab	1.11.2006	der	Tarifvertrag	für	den	
öffentlichen		Dienst	der	Länder	(TV-L)	in	Kraft	getreten.	Er	ist	mit	dem	TVöD	in	großen	Teilen	
identisch.		
	
Die	beiden	großen	Tarifwerke	TVöD	und	TV-L	lösen	den	Bundesangestellten-Tarifvertrag	
BAT	ab.		
	
In	der	Vergütung	gibt	es	seit	Inkrafttreten	nicht	mehr	die	vormals	geltenden	und	
altersdiskriminierenden	Lebensaltersstufen	,	sondern	eine	Vergütung,	die	auf	die	Tätigkeit,	
Berufserfahrung	und	Leistung	abstellt.	In	die		ab	1.11.2006		geltenden	tariflichen		
Vergütungsordnungen	der	beiden	Tarifwerke	führen	Überleitungstarifverträge.	Auch	sonst	ist	
das	neue	Tarifsystem	moderner.	Das	neue	Tarifrecht	ermöglicht	auch	ein	hohes	Maß	an	
Flexibilisierung	der	Arbeitszeit.	
	
Beide	Tarifverträge	gewähren	einen	einheitlichen	Mantel	und	bieten	zugleich	für	die	
besonderen	Bedürfnisse	verschiedener	Sparten	spezielle	Lösungen	an.		
	
H.Verhältnis	von	Tarifautonomie	zur	Betriebsautonomie		
Im	Betriebsverfassungsgesetz	und	im	Personalvertretungsrecht		stellt	der	Gesetzgeber	die	
Rangordnung	klar.	
	
I.	Betriebsverfassung	
Der	Einleitungshalbsatz	von	§	87	Abs.	1	BetrVG	".über	die	Mitbestimmungsrechte	des	BR	in	den	
dort	aufgezählten	sozialen	Angelegenheiten		mit	der	Einschränkung:	..	soweit	eine	gesetzliche	
oder	tarifliche	Regelung	nicht	besteht..."	gebietet	den	Tarifvorrang.	
	
Im	Bereich	kollektiven	Rechts	hat	ein	geltender	Tarifvertrag	den	Vorrang	vor	einer	
Betriebsvereinbarung.	Der	Tarifvorrang	schließt	sogar	den	Abschluss	einer	BV	aus,	es	sei	denn,	
dass	die	BV	den	TV	nochmals	bestätigt.	Dies	aber	ist	rechtlich	wenig	sinnvoll.		
Wenn	daher		ein	Tarifvertrag	im	Betrieb	für	dessen	Beschäftigten	fachlich		und	räumlich		gilt	,	
weil	der	Arbeitgeber	tarifgebunden	ist,	dann	sperren	die	Tarifnormen			während	der	Geltung	
(Laufdauer)	des	Tarifvertrags	sämtliche	betrieblichen			Regelungen,	die	von	den	zuständigen	
Tarifvertragsparteien	vereinbart	sind	und	im	tarifgebundenen	Betrieb	gelten.	Die	Tarifnormen	
haben	die	gleiche		Wirkung	wie	Gesetzesnormen.		
	
Der	Betriebsrat	hat	jedoch	in	mitbestimmungspfllichtigen	Angelegenheiten	,	wie	beispielsweise	
in	personellen	Angelegenheiten	des	§	99	BetrVG,		ein	Mitbestimmungsrecht	beim	Vollzug	der	
Tarifnormen,	also	bei	der	Ein-	und	Umgruppierung.	Ebenso	hat	er	ein	Mitbestimmungsrecht	bei	
der	Verteilung	der	vom	Tarifvertrag	vorgegebenen	Arbeitszeit	nach	§	87	Abs.	1	N.2	BetrVG,	es	
sei	denn,	dass	der	Tarifvertrag	auch	die	Verteilung	der	Arbeitszeit	vorgibt.	Dies	aber	wäre	in	der	
Tarifpraxis	sehr	ungewöhnlich,	weil	ein	Tarifvertrag	in	der	Regel	nur	die	übergeordneten	
Angelegenheiten	regelt	und	nicht	die	betriebsnahen	Angelegenheiten.		
	
	
II.	Sperrwirkung	des	Tarifvertrags	versus	Betriebsvereinbarung	
Der	weitaus	größte	Teil	der	Unternehmer	in	Deutschland	mit	Betrieben,	in	denen	Betriebsräte	
bestehen,	verkennt	in		der	Praxis	des	Betriebsverfassungsrechts	das	Grundprinzip	des	
Tarifvorrangs	und	der	Tarifsperre	bei	Tarifüblichkeit	in	einer	Branche,	das	lautet:		
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Der	Abschluss	einer	Betriebsvereinbarung	über	die	Höhe	der	Löhne	und	Gehälter,	die	Dauer	
der	Arbeitszeit,	die	Dauer	des	Urlaubs,	die	Höhe	des	zusätzlichen		Urlaubsgeld	oder	die	
Höhe	des	Weihnachtsgelds	ist	jedem	nicht	tarifgebundenen	Arbeitgeber	verwehrt,	wenn	in	
seiner	Branche	über	diese	materiellen	Arbeitsbedingungen	Tarifverträge	üblich	sind.	Dies	
gebietet	die	Bestimmung	des	§	77	Abs.	3	BetrVG.	
	
Beispiel:	Arbeitgeber,	die	sich	nicht	an	die	Rangordnung	von	Tarifverträgen	an	oberster	Stelle	
mit	Tarifvorrang	und	Betriebsvereinbarungen	in	deren	niedrigeren	Rang	halten,	erleiden	
rechtlich	und	tatsächlich	Schiffbruch	spätestens	dann,	wenn	das	Arbeitsgericht		vom	Betriebsrat,	
einem	Arbeitnehmer	oder	einer	Gewerkschaft	angerufen	wird.	Die	dann	möglicherweise	vom	
Arbeitsgericht	festgestellte	Unwirksamkeit	von	Betriebsvereinbarungen	kann	eine	Unordnung	
mit	weitgehenden	individualrechtlichen	Ansprüchen	der	Arbeitnehmer	des	Betriebs	auslösen.	
Denn	der	Arbeitgeber	kann	an	seinem	Versprechen	festgehalten	werden,	weil	er	die	
Unwirksamkeit	der	Betriebsvereinbarung	in	Kauf	genommen	hat	oder	bei	richtiger	
Rechtsberatung	hätte	kennen	müssen.		
	
	
III.		Günstigkeitsprinzip	im	Tarifvertrag	und	in	der	Betriebsverfassung	
Durch	die	grundrechtliche		Garantie	der	Tarifautonomie	-	sowie	die	Garantie	der	
Betriebsautonomie	im	Betriebsverfassungsrecht	-	gibt	es	nicht	etwa	einen	gesetzesfreien	Raum,	
sondern	die	Tarifparteien	haben	eine	hohe	Verantwortung	und	sind	an	die	Verfassung	
gebunden.	Sie	schaffen	Tarifnormen	,	die	unmittelbar	und	zwingend	-	also	wie	Gesetze	-	auf	die	
Arbeitsverhältnisse	einwirken.		
	
Der	tarifgebundene	Unternehmer	darf	die		tariflichen	Mindestnormen	nicht	unterschreiten.	
Ebenso	darf	der	Arbeitgeber	nach	dem	Sinn	des	BetrVG	die	in	einer	Betriebsvereinbarung	
kollektiv	geregelten	Normen	nicht	zuungunsten	des	Beschäftigten	abändern.	Dies	wird	ohne	
ausdrückliche	Bestimmung	aus	§	77	BetrVG	abgeleitet.		
	
IV.	Rechtswidrige	vertragliche	Abänderung	kollektiver	Regelungen	
Während	der	Laufzeit	eines	Tarifvertrags	oder	einer	Betriebsvereinbarung/Dienstvereinbarung		
darf	der	Arbeitgeber	nicht		einzelvertraglich		individualrechtlich	von	der	kollektiven	Regelung		
zuungunsten	des	Mitarbeiters	abweichen.			
	
Das	Günstigkeitsprinzip	gilt	ungeachtet	dessen,	ob	die	laufende	Kollektivregelung	
mitbestimmungspflichtige	oder	freiwillige	soziale	Angelegenheiten	regelt.		
	
Merksatz:	Die	grundrechtlich	geschützte	Vertragsfreiheit		-	die		Privatautonomie	-	erlaubt	im	
Verhältnis	zu	geltenden	kollektiven	Regelungen	wie	Tarifverträgen,	Betriebs-und	
Dienstvereinbarungen		eine	einzelvertragliche	Abweichung	durch	nur		"nach	oben	".	
	
	
V.		Einzelvertragliche	Abweichungen	in	der	Nachwirkung		
Die	Bindung	an	die	Normen	eines	abgelaufenen	Tarifvertrags,	der		ab	dem	Zeitpunkt	der	
Beendigung	als	Tarifvertrag	nicht	mehr	existent	ist,	besteht		nach	dessen	Ablauf	fort,	bis	dessen		
Rechtsnormen	durch	eine	andere	Abmachung	ersetzt	sind.	Diese	Nachwirkung	ist	in	§	4	Abs.5	
TVG	gesetzlich		normiert.	Die	gesetzliche		Nachwirkung		bezweckt,	dass	der	Arbeitnehmer		nach	
Beendigung	des	Tarifvertrags	nicht	in	einen		Raum	ohne	die	während	der	Laufdauer	des	
Tarifvertrags		feste	kollektive	Grundlage	gerät.		
	
Die	Nachwirkung	einer	abgelaufenen	Betriebsvereinbarung	regelt	das	
Betriebsverfassungsgesetz		(§	77	Abs.	6	BetrVG	)	entsprechend.		
Die	betriebsverfassungsrechtliche	Bestimmung	liest	sich	beim	ersten	Blick	ein	wenig	holprig,	
wie	folgt:	
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"Nach	Ablauf	einer	Betriebsvereinbarung		gelten	ihre	Regelungen	in	Angelegenheiten,	in	denen	ein	
Spruch	der	Einigungsstelle	die	Einigung	zwischen	Arbeitgeber	und	Betriebsrat	ersetzen	kann,	
weiter,	bis	sie	durch	eine	andere	Abmachung	ersetzt	werden."	
	
Das	BPersVG	schweigt	über	die	Nachwirkung,	meint	aber	offensichtlich	nichts	anderes..	
	
1.	Umbestimmter	Begriff		"andere	Abmachung"	.		
	
Die	gesetzlichen	Regelung	des	TVG	und	des	BetrVG		über	die	Nachwirkung	und	die	Erlaubnis	des	
Gesetzes	zu	einer	anderen	Abmachung	lassen		offen,	was	unter		dem	Begriff	"andere	Abmachung	
"	zu	verstehen	ist.		
	
Der	ungeschulte	Anwender		Gesetzes	versteht	unter	dem	Begriff		"andere	Abmachung",	dass	
diese	ein		Tarifvertrag,	eine	Betriebsvereinbarung	oder	ein	Einzelvertrag	sein	kann.			
	
2.	Bestimmung	des	Begriffs	"andere	Abmachung	"durch	Richterrecht.	
Das	Richterrecht	des	Bundesarbeitsgerichts	korrigiert	diese	unvoreingenommene	
Interpretation.		
	
Erlaubt	ist	die	einzelvertragliche	Abweichung	von	den	nachwirkenden	Rechtsnormen	eines	
abgelaufenen	Tarifvertrags	oder	einer	Betriebs-	oder	Dienstvereinbarung,	wenn	und	soweit		
nicht	auf	der	betrieblichen	Ebene	Mitbestimmungsrechte	des	BR	eingreifen.		
	
Dies	Interpretation		durch	Richterrecht	ändert	nach	Meinung	von	Kritikern	das	
Tarifvertragsgesetz	und	das	Betriebsverfassungsgesetz	ab.	Es	öffnet	in	der	Betriebspraxis	der	
Privatwirtschaft	Fallgruben.	
	
Die	Nachwirkung	einer	kollektiven	Regelung	wird	in	folgenden	Fällen	durch	Richterrecht	
weitgehend	funktionslos:	
	
1.Beispiel	
	Wenn	ein		tarifgebundene	Arbeitgeber	in	der	Nachwirkung	eines	abgelaufenen	Tarifvertrags	
durch	Einzelverträge,	die	er	mit	Beschäftigten	oder	neu	einzustellenden	Beschäftigten	
abschließen	will,	von	nicht	mehr	existenten	Tarifnormen	abweichen	will,	dann	muss	der	
Arbeitgeber	vorab	entweder	gemeinsam	mit	dem	Betriebsrat	eine	Betriebsvereinbarung	über	
die	Abänderung	der	nicht	mehr	existenten	Normen	schaffen	oder	er	muss	die	Zustimmung	des	
Betriebsrats	zu	den	einzelvertraglichen	Abweichungen	einholen,	bevor	er	den	jeweiligen	
Einzelvertrag	abschließen	darf.		
Unterlässt	der	Arbeitgeber	dies.	so	ist	die	einzelvertragliche	Abweichung	rechtswidrig	.		
	
Der	Betriebsrat	kann	vom	Arbeitgeber	die	Unterlassung	des	rechtwidrigen	Vorgehens	des	
Arbeitgebers	einfordern,	beispielsweise	durch	eine	Untersagungsverfügung	des	Arbeitsgerichts.	
Darüber	hinaus	bestraft	das	Richterrecht	den	Arbeitgeber,	indem	es	ihn	trotz	der	
Rechtswidrigkeit	der	einzelvertraglichen		Vereinbarung	an	der	für	den	Arbeitnehmer	
günstigeren	Regelung	festhält.	Diese	günstigere	Regelung	wird	zu	einer	einseitigen	Zusage	des	
Arbeitgebers.		
	
Folge:	Dieses	Form	von	Richterrecht	kann	für	den	Arbeitgeber	eine	teuere	Angelegenheit	werden,	
weil	er	zum	einen	die	nicht	mehr	existente	Kollektivregelung		mit	deren	mitbestimmungspflichtigen	
Angelegenheiten	einhalten	und	zum	anderen	dem	einzelnen	Arbeitnehmer	die	Vergünstigung	
gewähren	muss.		
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2.	Beispiel:	
Der	Arbeitgeber	möchte	mit	einem		Mitarbeiter	oder	mit	mehreren	Mitarbeitern		die	Dauer	der	
wöchentlichen	Arbeitszeit	vertraglich	erweitern.		
	
Lösung:			
1.	Die	Dauer	der	Arbeitszeit	unterliegt	nicht	der	Mitbestimmung.	Daher	darf	der	Arbeitgeber	die	
Veränderung	einzelvertraglich	vereinbaren.		
	
2.	Jedoch	nutzt	dem	Arbeitgeber	die	Vereinbarung	nichts,	wenn	er	nicht	zugleich	die	nach	§	87	
Abs.	1	Nr.2	BetrVG	/§	75	Abs.	3	Nr.	1	BPersVG		der	Mitbestimmung	unterliegende		Verteilung	
des	einzelvertraglich	vereinbarten		geänderten	Arbeitszeitvolumens	auf	die	einzelnen	
Wochentage	mit	dem	Betriebsrat	regelt.		
	
Folge:	Daher	muss	der	Arbeitgeber	zunächst	die	Zustimmung	des	BR	zu	einer	anderen	
Verteilung	der	Arbeitszeit	einholen.	
	
Eine	Ausnahme	von	der	Einholung	der	Zustimmung	des	Betriebs-	oder	Personalrats	bestünde	in	
dem	Fall,	dass		die	bisher	kollektiv	vereinbarte	Verteilung	der	Arbeitszeit	auf	die	einzelnen	
Wochentage	mit	dem	Betriebsrat	als	eine	flexible	und	im	Direktionsrecht	des	Arbeitgebers	(	
§106	GewO)	stehende	Verteilung	nach	individuellen	Bedürfnissen	des	Mitarbeiters	erlaubt.		
	
3.	Beispiel:	
Der	abgelaufene	Tarifvertrag	enthielt	eine	tarifliche		Vergütungsordnung	mit	Entgeltgruppen	
und	Entgeltstufen	sowie	Rahmenbestimmungen	über	die	Ein-	und	Umgruppierung.		
	
Der	Arbeitgeber	möchte	flexiblere	Ein-	und	Umgruppieren	für	die	bisher	Beschäftigten	und	vor	
allem	auch	für	die	neu	einzustellenden	Mitarbeiter	arbeitsvertraglich		vereinbaren.	Zum	
Ausgleich		des	Wegfalls	von	Bewährungsaufstiegen	innerhalb	der	bisher	im	Betrieb	aufgrund	
des	Tarifvertrags	angewandten	Vergütungsgruppen	will	er	einen	Leistungsbonus	einführen.	
	
Lösung:	Der	Arbeitgeber	darf	die	Abweichungen	von	dem	bisherigen	Entgeltesystem	nicht	mit	
einzelnen	Mitarbeitern	oder	Gruppen	von	Mitarbeitern	vereinbaren.		
Denn	die	Gestaltung	von	Entgeltgrundsätzen	unterliegt	der	Mitbestimmung	nach	§	87	Abs.	1	Nr.	
10	BetrVG.		Nach	Richterrecht	ist	die	nicht	mehr	existente	Kollektivregelung	eben	doch	noch	
existent,	weil	die	Engelteordnung	mit	den	Entgeltgrundsätzen	bereits		vor	Ablauf		der	tariflichen		
Vergütungsordnung	im	Betrieb		praktiziert	worden	ist.		
	
	
VI.	Erkennen	der	Fallgruben	
Der	Personalleiter	oder	der	Berater	des	Unternehmens	muss	die	Fallgruben	erkennen..	Denn	im	
Falle	eines	Rechtstreites,	in	dem	die	Unwirksamkeit	der	vertraglichen		Regelung	wegen	des	
Verstoßes	des	Arbeitgebers	gegen	die	Mitbestimmungsrechte	des	Betriebs-/	Personalrats	in	
einem	Beschlussverfahren	vor	dem	Arbeitsgericht	mit	den	beteiligten	Betriebsparteien	
festgestellt	ist,	erhält	der	betroffene	Mitarbeiter	in	einer	individuellen	Rechtsstreit	den	
Anspruch	auf	die	nachwirkende	Entgeltestruktur	und	den	Bonus.	Die	Rechtsprechung	versagt	
dem	Arbeitgeber,	aus	der	Unwirksamkeit	ohne	Folgen	herauszukommen.	
	
Die	sozialpolitische	Vorstellung	des	BAG	liegt	bezogen	auf	die	Nachwirkung	abgelaufener	
kollektiver	Regelungen	darin,	dass	die	Mitbestimmung	des	BR	vom	Arbeitgeber	nicht	ausgehöhlt	
werden	darf	
	
	An	dieser	Stelle	schiebt	das	BAG	der	Vertragsfreiheit	(Privatautonomie	)	einen	Riegel	vor.	Das	
BAG	will	die	Betriebsautonomie	und	letztlich		die	Tarifautonomie	stärken,	indem	es	vertragliche	
Abweichungen	nicht	nur	während	der	Laufdauer	der	kollektiven	Regelungen,	sondern	auch	nach	
deren	Ablauf	für	rechtswidrig	erachtet.		
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Die	Rechtsprechung	des	Bundesverwaltungsgerichts		hat		diese	Rechtsprechung	auch	für	den	
Bereich	des	Personalvertretungsrechts	übernommen.	
	
	
VII.	Haftung	des	Beraters	oder	Personalleiters	oder	Betriebsrats			
	
Berater	von	Unternehmen	-	ebenso		Personalleiter	-	können	bei	Nichtkenntnis	des	Richterrechts	
in	eine	Haftungsfalle	geraten.			
	
Im	kollektiven	Recht	kann	die	Haftung	kaum	vorstellbaren	Größenordnungen	erlangen.	Eben	
deshalb	gehört	die	Differenzierung	zwischen	den	unterschiedlichen		Ebenen	im	Kollektivrecht	
und	Individualrecht			an	den	Anfang	unserer	betriebsverfassungsrechtlichen	Betrachtung.	
	
Gleiches	gilt	im		Personalvertretungsrecht.	Auch	dort	wohnt		Richterrecht.		
Ratsam	ist	jedenfalls	,	dass	der	Arbeitgeber	Fachleute	hinzuzieht,	wenn	eine	Angelegenheit	nicht	
zum	betrieblichen	Alltag	gehört.		
	
Übrigens	denken	Vertreter	aus	Wissenschaft	und	Praxis	auch	über	die	Haftung	des	BR		nach.	
Auch	ein	BR	kann	vorsätzlich		oder	grob	fahrlässig	ein	Unternehmen	durch	überbordenden	
Forderungen	illegitim	unter	einen	unangemessenen	Druck	setzen,	für	den	das	einzelne	
Betriebsratsmitglied	trotz	des	Ehrenamtes		einstehen	muss.		
	
	
J.		Interessen	der	Kollektivparteien		
	Kollektivparteien	sind	sowohl	Tarifvertragsparteien	als	auch	Betriebsparteien.		
	
I.	Ordnung	der	Arbeitsbedingungen	durch	die	Tarifhoheit	
Artikel	9	Abs.	3		Grundgesetz	(GG)		bestimmt,	dass	die	Verfassung	jedermann	das	Recht	
gewährleistet,	zur	Wahrung	und	Förderung	der	Arbeits-	und	Wirtschaftsbedingungen	
Vereinigungen	zu	bilden.	Abreden,	die	dieses	Recht	einschränken	oder	zu	behindern	suchen,	
sind	nichtig,	hierauf	gerichtete		Maßnahmen	sind	rechtswidrig.		
	
Dieses	Grundrecht	garantiert	die	Tarifautonomie.	Der	Staat	setzt	durch	Schutzgesetze	im	
Arbeitsrecht	einen	Rahmen,	beispielsweise	durch	das	Arbeitszeitgesetz	oder	
Bundesurlaubsgesetz,	ja	sogar	durch	gesetzliche		Mindestlöhne	einen	Rahmen	,	innerhalb	dessen	
die	Tarifvertragsparteien	sich	bewegen	dürfen.			
	
II.	Unordnung	durch	Tarifvielfalt	statt	Tarifeinheit	
Die	Tarifvertragsparteien	sind	durch	das	Grundgesetz	und	das	Tarifvertragsgesetz	TVG	
aufgerufen,	die	Arbeitsbedingungen	kollektiv	mit	zwingender	Wirkung		für	die	Unternehmen	
und	Betrieb	zu	regeln,	für	die	sich	die	Tarifparteien	(Verbände)	durch	ihre	Satzung	für	zuständig	
erklären.	
	
Die	Tarifvertragsparteien	sind	in	der	Regel	ein	Arbeitgeberverband	und	eine	Gewerkschaft.	
Beide	Organisationen	bestimmen	jeweils	in	ihrer	Satzung	die	Zuständigkeit.		Es	kann	
vorkommen,	dass	zwei	oder	noch	weitere	Gewerkschaften	oder	Arbeitgeberverbände	ihre	
Zuständigkeit	zur	Gestaltung	von	Tarifverträgen	beanspruchen.	Dann	kommt	es	in	der	Praxis	
nur	noch	darauf		an,	ob	die	eine	oder	andere	Gewerkschaft	gegenüber	dem	einzelnen	
Unternehmen	oder	dem	Arbeitgeberverband	durchsetzungsfähig	ist.	
	
Über	den	Tarifvertragsparteien	wölbt	sich	der	Himmel	der	Spitzenverbände:	Dies	sind		die	
Bundesvereinigung	der	Deutschen	Arbeitgeberverbände	BDA	und	der	Deutsche	
Gewerkschaftsbundes	DGB.	Die	Spitzenverbände	schließen	keine	Tarifverträge,	sondern	
nehmen	legitim	Einfluss	auf		Politik	und		Gesellschaft	und	stellen	kreativ	Forderungen	an	den	
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Gesetzgeber.	Dieser	weicht	entweder	aus	,	oder	schließt	im	Gesetzgebungsverfahren	
Kompromisse.		Die	Reaktion	ist	ein	sinnvoller	Bestandteil	der		parlamentarischen	Demokratie.	
	
Allerdings	steht	der	Gesetzgeber	auch	in	der	Verantwortung,	regelungsbedürftigte		
Sachverhalte	zu	regeln.		
	
Der	Gesetzgeber	ist	durch	die	Entscheidungen	des	BAG	über	die	Tarifvielfalt	statt	der	
Tarifeinheit	in	diese	Verantwortung	genommen.		
	
Das	bis	zum	Jahre	2010	im	Tarifrecht	und	in	der	deutschen	Tariflandschaft	geltende	Prinzip	der	
Tarifeinheit		
	
"	ein	Betrieb-eine	Gewerkschaft-ein	Tarifvertrag"			
	
hat	das	Bundesarbeitsgericht		nicht	(mehr	)	für	wirksam	erachtet,	falls	diese	Prinzip	überhaupt	
jemals	ein	tarifrechtlich		wirksames	Prinzip	gewesen	sein	sollte.		Jedenfalls	hat	die		Tarifpraxis	
bis	zum	Jahr	2010		die	Tarifeinheit	als	Prinzip	angesehen.	Ihr	ist	die	Rechtslehre	überwiegend	
gefolgt.	Ein	Kurswechsel	zeichnete	sich	allerdings	schon	lange	Zeit	zuvor	an,	weil	das	Prinzip	
bisher				
	
	
Das	BAG	hat	im	Jahr	2010	kann	zu	der	in	der	den	letzten	Jahren	erstmals		entfachten	Diskussion	
führen,	dass	unterschiedliche	Gewerkschaften	den	Arbeitgeber	zwingen	dürfen,	in	Konkurrenz	
zueinander	jeweils	gültige	Tarifverträge	abzuschließen.	Dies	sind	vor	allem	die	
Spartengewerkschaften,	die	nicht	zum	DGB	gehören.		
Die	verlorene	Tarifeinheit	kann	in	Zukunft		eine	gewissen	Unordnung	in	die	
Tariflandschaft	bringen,	wenn	und	soweit	mehrere	Gewerkschaften	im	Unternehmen	und	
dessen	Betrieben	die	Arbeitsbedingungen		regeln	wollen	und	Tarifverträge	beim	
Arbeitgeber	mit	unterschiedlichen	kollektiven	Regelungen	durchsetzen.	
	
	
III.	Interessen	der	Betriebsparteien	in	der		Betriebsautonomie	
Arbeitgeber	und	BR	gestalten	die	Arbeitsbedingungen	der	Beschäftigten	des	Betriebs	in	
Eigenverantwortung,	jedoch	unter	Beachtung	der	Gesetze	und	des	Vorrangs	von	Tarifnormen	
gegenüber	betriebspezifischen	Arbeitsbedingungen.	
	
Wegen	des	Tarifvorrangs	eines	laufenden	Tarifvertrags	oder	wegen	der	Tarifüblichkeit		
in	der	Branche	bleibt	oft	nur	ein	kleinerer	Teil	an	materiellen	Arbeitsbedingungen	,	die	auf	der	
betrieblichen		Ebene	gestaltet	werden	dürfen.	
	
Die	kollektiven	Regelungen	sichern	auf	der	betrieblichen		Ebene		insgesamt	das	kollektive	
Interesse.	Das	Individualinteresse	muss	zugunsten	des	Kollektivs	zurückstehen,	falls	es	sich		
nicht	mit	dem	Kollektivinteresse	deckt.		
	
Nehmen	wir	als	Beispiel	die	Versetzung	innerhalb	des	Betriebs.	
	
Beispiel:	
Der	Arbeitgeber	möchte	einen	Mitarbeiter	innerhalb	des	Betriebs	versetzen	.	
Hierzu	muss	er	zunächst	die	Zustimmung	des	BR	einholen	(§	99	BetrVG).	
Es	entsteht	ein	Spannungsfeld	von	Interessen.		
Der	einzelne	Arbeitnehmer	hat	bei		der	Versetzung	sein	Eigeninteresse	im	Auge,.	Er	begrüßt	daher	
die	Versetzung.	Der	BR	will		demgegenüber	in	erster	Linie	die	Interessen	der	Belegschaft	oder	von	
Gruppen	innerhalb	des	Betriebs	wahren.	
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Lösung:		Die	Versetzung	(Definition	in	§	95	Abs.	3	BetrVG	)		kann	die	Rechte	anderer	Beschäftigter	
beeinträchtigen.	Die	abschließend	in	§	99	BetrVG	aufgezählten	Zustimmungsverweigerungsgründe		
geben		den	Betriebsparteien	Aufschluss	über	die	Reichweite	der	kollektiven	Interessen.	
	
Wenn	der	BR	der	Versetzung	zugestimmt	hat,	heißt	das		noch	nicht,	dass	der	Arbeitgeber	den	
einzelne	Mitarbeiter	wegen	der	betriebsverfassungsrechtlichen	Zustimmung		versetzen	darf.	Der	
Arbeitgeber	kann	den	Beschäftigten	nur	dann	versetzen,	wenn	dies	der	Arbeitsvertrag	auf	der	
individualrechtlichen	Ebene	erlaubt	oder	wenn	der	Mitarbeiter	individualrechtlich	ebenso	wie	der	
BR	der	Versetzung	zustimmt.		
	
Zurück	zur	Wahrnehmung	kollektiver	Interessen	der	Tarifvertragsparteien::		
Auch	die	Tarifvertragsparteien	gestalten	Normen	für	das	Kollektiv	und	nicht	für	den	einzelnen	
Arbeitnehmer.	Ausgeschlossen	ist	dies	nicht,	aber	es	wäre	ein	exotischer	Fall.	
	
	
K.  Grundsätze der Mitbestimmung und Mitwirkung  
								
Mitbestimmung	heißt,	dass	der	Arbeitgeber	kein	Recht	hat,	einseitig	unter	Verletzung	des	
Mitbestimmungsrechts	des	Betriebsrats	oder	Personalrats	Maßnehmen	zu	treffen.		
		
Entscheidungen,	an	denen	der	BR	oder	der	Personalrat	zu	beteiligen	ist,	führt	der	Arbeitgeber	
durch	(§	77	Abs.1	BetrVG	,	§	74	BPersVG	).	
	
Der	BR	kann	gegen	einseitige	Maßnahmen	mit	Unterstützung	des	Arbeitsgerichts	im	Wege	des	
so	genannten	Beschlussverfahrens	vorgehen	und	auf	Unterlassung	der	Maßnahme	klagen.	
Umgekehrt	kann	der	Arbeitgeber	im	Beschlussverfahren	gerichtlich	klären	lassen,	dass	kein	
Mitbestimmungsrecht	des	BR	besteht.	
	
Die	Mitbestimmungsrechte	des	Betriebsrates	bestehen	in	allen	Fällen,	in	denen	das	BetrVG	die	
Mitbestimmung	ausdrücklich	regelt.	Wie	die	Mitbestimmung	verwirklicht		wird	und	
Streitigkeiten	zwischen	den	Betriebsparteien	in	mitbestimmungspflichtigen		Angelegenheiten	
aufgelöst	werden	können,	regelt	das	BetrVG	in	den	zutreffenden	Normen	des	BetrVG.	
	
Entsprechendes		gilt	in	der	Personalvertretung	nach	§	69	BPersVG		
 
 
Bevor wir uns den einzelnen Normen des BetrVG zuwenden, rege ich an, dass  wir uns 
folgende das Kollektivrecht beherrschenden  Grundätze merken. 
 
I. Grundsatz: Leben mit der Mitbestimmung und MIiwirkung 
Die Arbeitgeber tun gut daran, sich mit der Mitbestimmung und Mitwirkung der 
Arbeitnehmervertretungen abzufinden oder noch besser anzufreunden. 
Soweit Arbeitnehmervertretungen in einzelnen Betrieben des Unternehmens gebildet sind, 
bestimmt ein Miteinander der Betriebsparteien oder stattdessen ein Gegeneinander teilweise 
den Erfolg oder Misserfolg des Unternehmens im Wettbewerb auf dem Markt. 
 
Unternehmer, die sich nicht mit der Mitbestimmung oder Mitwirkung von 
Arbeitnehmervertretungen anfreunden können - nicht selten aus Erfahrungen von Egoismen 
hier oder da- müssen sich an das deutsche Faktum der Mitbestimmung und Mitwirkung der 
Arbeitnehmerseite nicht nur gewöhnen, sondern sie müssen sich  damit abfinden, dass die 
Mitbestimmung ihnen von Gesetzes wegen vorgegeben und daher wie öffentliches Recht in 
einer Kombination mit Strafrecht bei Verstößen zu beachten ist.  
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Auf	der	anderen	Seite	gibt	es	Betriebsparteien,	die	vertrauensvoll	und	erfolgreich	
miteinander	zum	Wohl	des	Betriebs	und	der	Arbeitnehmer	zusammenarbeiten.		
	
Dies	bedeutet,	dass	beide	Seiten	behutsam	und	mit	sokratischem	sowie	psychologischem	
Geschick	miteinander	umgehen.	Die	Wettbewerbsfähigkeit		des	Unternehmens	mit	den	
Betrieben	dankt	es	beiden	Kollektivparteien	und	den	Arbeitnehmern.		
	
 
II. Grundsatz: Unterscheidung der rechtlichen  Ebenen und Auswirkungen 
Eine kollektive Vereinbarung wie die Betriebsvereinbarung oder der Tarifvertrag regelt 
ausschließlich die kollektiven Rechte der Belegschaft durch die Festlegung von 
Mindestnormen, die unmittelbar und zwingend auf die Arbeitsverhältnisse einwirken.   
 
Von der Ebene des Kollektivrechts  ist die individualrechtliche Ebene zu 
unterscheiden.  
Der		tarifgebundene	Arbeitgeber	muss	die	für	sein	Unternehmen	und	den	Betrieb	zwingend	
geltenden	Tarifnormen		als	Mindestnormen	einhalten.	
	
Er	weiß	in	der	Regel	nicht	und	soll	dies	auch	nicht	wissen,	welcher	Mitarbeiter	in	der	
tarifschließenden	Gewerkschaft	organisiert	ist.		Jedoch	führt	erst	die	Mitgliedschaft	in	der	
tarifschließenden	Gewerkschaft	zur	Tarifbindung	des	Arbeitnehmers.	Erst	bei	beiderseitiger	
Tarifgebundenheit	sind	gemäß	§	3	TVG	die	Tarifnormen	zwingend	anzuwenden.	
	
Wegen	des	Nichtwissens		enthalten		vorformulierten	Arbeitsverträge	(Musterarbeitsverträge	)	
in	der	Regel	eine	Bezugnahme	auf	den	Tarifvertrag.	Hierdurch	entsteht	eine	vertragliche		
Bindung	unabhängig	von	einer	möglichen		aber	nicht	bekannten	tariflichen	Bindung.		Der	
Arbeitgeber	muss	daher	ebenso	ungeachtet	einer	Tarifbindung	des	Arbeitnehmers	auf	der	
individualrechtlichen		arbeitsvertraglichen	Ebene	der	Pflicht		nachkommen,	den	Tarifvertag	
aufgrund	des	Arbeitsvertrags		anzuwenden	(pacta	sunt	servanda).		
	
Bei der Feststellung, welche Arbeitsbedingungen für den einzelnen Arbeitnehmer gelten, ist 
zunächst die Frage zu beantworten, ob und inwieweit der Arbeitgeber mit dem einzelnen  
Arbeitnehmer im Arbeitsvertrag eine einzelvertragliche Vereinbarung getroffen hat  
 
1. Beispiel:  
Die Arbeitsvertragsparteien haben im Arbeitsvertrag vereinbart, dass für das 
Arbeitsverhältnis der jeweils für das Unternehmen oder Betrieb geltende Tarifvertrag xy 
maßgebend ist. 
 
Lösung: In diesem Fall gelten für das Arbeitsverhältnis nur kollektive Regelungen des 
jeweils maßgebenden Tarifvertrags. Einzelvertragliche  Abmachungen gibt es dann in der 
Regel nicht. Jedoch muss der Arbeitsvertrag insgesamt geprüft werden. 
 
2.Beispiel 
 Unterstellt, im Arbeitsvertrag wäre vereinbart :"Für die arbeitsvertragliche Vergütung des 
MIiarbeiters gelten die Bestimmungen des jeweils gültigen Tarifvertrags xy". 
 
Lösung: In diesem Fall beschränkt sich der kollektive Bezug auf die Vergütung. Es ist dann 
an andern Stellen des Arbeitsvertrags weiter zu prüfen, ob der Arbeitsvertrag 
einzelvertragliche und individuell für den Mitarbeiter geltende Arbeitsbedingungen enthält. 
Wenn dies der Fall ist, so gelten diese individualrechtlichen Bestimmungen bis zum 
Ausscheiden des Mitarbeiters aus dem Arbeitsverhältnis oder bis zu einer jederzeit 
möglichen  freiwilligen Abänderung. In der Betriebspraxis wird jedoch wohl kein 
Arbeitnehmer bereit sein, freiwillig ohne Druck einer verschlechternde vertragliche 
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Bestimmung mit dem Arbeitgeber zu vereinbaren. 
Der Versuch  des Arbeitgebers, den Zwang zu einer Änderung durch eine 
Änderungskündigung auszuüben, dürfte in der Regel scheitern.  
 
Es gilt in der Beratungspraxis die Richtschnur:  
 
Änderungskündigungen dürfen nur die ultima ratio des Arbeitgebers sein. SIe sind allenfalls 
zur Versetzung eines Arbeitnehmers geeignet, falls der Arbeitgeber nicht rechtswirksam von 
seinem Direktionsrecht einen  vertragsgemäßen Gebrauch machen kann.  
 
Wir finden in der Betriebspraxis eine Vielzahl unterschiedlicher  Formulierungen, die nicht 
selten den Jahresringen von Bäumen recht ähnlich sind. Dabei lassen sie Generationen 
unterschiedlicher jeweils am Ruder stehenden Personalleiter erkennen. 
 
Jedenfalls ist das Individualrecht die stärkste Form eines vertraglichen Versprechens.  
 
Ablösungen von Individualabreden sind über Änderungskündigungen fast niemals 
rechtswirksam erreichbar, es sei denn, dass diese für den Arbeitgeber das allerletzte Mittel 
sind, um zum Beispiel den Betreib zu retten. Aber auch bei diesem verständigen Ziel muss 
der Arbeitgeber darlegen und beweisen, dass er als Unternehmer selbst auch sein 
Vermögen mit verwendet hat, um in der Solidargemeinschaft zu sein.  
 
Den Betriebspraktikern sei gesagt: Eine Änderungskündigung zur Lohnabsenkung hat nur in 
ganz seltenen Fällen einen rechtlichen Erfolg.  
 
Auch außerhalb des Arbeitsvertrags können individualrechtliche Zusagen in Rede stehen. 
Für diese gilt die gleiche Unantastbarkeit, es sei denn, dass die Zusage befristet ist oder 
dass der Arbeitgeber diese unter einen transparenten Vorbehalt gestellt hat 
 
III. Grundsatz: Ablösungsprinzip  
 
Auf der kollektiven Ebene gilt das Prinzip der Ablösung einer kollektiven Regelung  durch 
eine nachfolgende kollektive Regelung. Diese neue Regelung kann im Falle der Einigung der 
Kollektivparteien auf eine Abänderung der bisherigen Betriebsvereinbarung oder des 
bisherigen Tarifvertrags auch zuungunsten des einzelnen Arbeitnehmers oder von Gruppen 
der Arbeitnehmer oder der Gesamtbelegschaft rechtswirksam erfolgen. 
 
Der Grund liegt insbesondere darin, dass sich im kollektiven Recht der Arbeitnehmer nicht 
darauf verlassen darf, dass die bisher für ihn geltende kollektive Regelung nur zu einer  
Verbesserung der Arbeitsbedingungen führt. Dies mag in wirtschaftlich guten Zeiten der Fall 
sein, muss aber in wirtschaftlich schwächeren Zeiten nicht mehr die Regel sein.  
 
In den Fällen der ablösenden Kollektivregelung kann der einzelne Arbeitnehmer sich nur 
dann mit Erfolgsaussicht  auf seinen bisherigen Besitzstand berufen, wenn der Besitzstand 
von den Kollektivparteien ausdrücklich und konkret in der kollektiven Regelung 
festgeschrieben ist.   
 
Die jüngere Rechtsprechung des BAG hat übrigens einen rechtlich interessanten neuen 
Aspekt entdeckt: Vorformulierte Arbeitsverträge können je nach dem Einzelfall kollektive 
Regelungen darstellen, die durch eine nachfolgende kollektive Regelung abgelöst werden 
können, sei es durch eine rechtswirksame dem Verhältnismäßigkeitsprinzip entsprechende 
und dem Tarifvorrang nicht entgegen stehende  Betriebsvereinbarung oder durch einen 
Tarifvertrag. 
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IV. Grundsatz: Grenzen der unternehmerischen Freiheit 
Unternehmerische	Entscheidungsfreiheit	und	Fesseln	der	Rechtsprechung		sind	wie	Feuer	und	
Wasser.	
Die	unternehmerische	Entscheidungsfreiheit		ist	in	Deutschland	nicht	nur	durch	die	Gesetze	,	
sondern	auch	durch	die	Tarifmachtnach	Art.	9	Abs.	3	GG		und	die	Mitbestimmung	in	Gesetzen	über	
die	Mitbestimmung		begrenzt.		
Sowohl	der	Mitbestimmung	als	auch	der	schwächeren	Mitwirkung	des	BR	in	unternehmerischen	
Angelegenheiten	ist	zu	eigen,	dass	der	Unternehmer	die	Entscheidungsfreiheit	behält.		
	
1.	Bedeutung	der	unternehmerischen	Freiheit	in	Deutschland	
	
Die	unternehmerische	Freiheit	stand	in	der	Entscheidung	des	Bundesarbeitsgerichts		(BAG	vom	
20.6.2013	-	2	AZR	379/12	-	)	auf	dem	rechtlichen	Prüfstand.		Durch	die	Fremdvergabe	von	
Tätigkeiten	eines	Unternehmens	an	externe	Werkunternehmer		hatten	Arbeitnehmer	der	
Stammbelegschaft	ihren	Arbeitsplatz	mangels	Beschäftigung	verloren.			
	
Zwar	bezieht	sich	das	Urteil	auf	den	individuellen	Kündigungsschutz.	Jedoch	Das	BAG		entschied:		
	
"Die	einer	betrieblich	-organisatorischen	Maßnahme	zugrundeliegende	unternehmerische	
Entscheidung	ist	gerichtlich		nicht	auf	ihre	sachliche	Rechtfertigung	oder	ihre	Zweckmäßigkeit	,	
sondern	nur	daraufhin	zu	überprüfen,	ob	sie	offensichtlich	unsachlich,	unvernünftig	oder	
willkürlich	ist.		Nachzuprüfen	ist	außerdem,	ob	die	fragliche	Entscheidung	tatsächlich	umgesetzt	
wurde	und	dadurch	das	Beschäftigungsbedürfnis	für	den	einzelnen	Arbeitnehmer	wirklich	entfallen	
ist.	Dies	gilt	einmal	in	Fällen	ordentlicher		Kündigungen	i.S.v.	§	1	KSchG.	(Gleichermaßen	gilt	dieser	
rechtliche	Grundsatz	auch		in	Fällen,	in	denen	von	der	fraglichen		Maßnahme	auch	ein	ordentlich		
unkündbarer	Arbeitnehmer	betroffen	ist.)	
	
Auf	eine	Abwägung	der	wirtschaftlichen	Vorteile,	die	der	Arbeitgeber	durch	seine	Maßnahme	
erlangt,	gegen	die	Nachteile	,	die	der	Arbeitnehmer	durch	den	Arbeitsplatzverlust	erleidet,	kommt	
es	nach	dem	bestehenden	Recht	(de	lege	lata)	nicht	an.		
Für	die	Bewertung	der	betrieblichen	Erfordernisse	als	"dringend	"	kommt	es	nicht	darauf	an,	in	
welchem	Ausmaß	für	das	Unternehmen	wirtschaftliche	Vorteile	durch	die	Maßnahme	zu	erwarten	
sind.	Die	unternehmerische	Entscheidung	zur	Umorganisation	ist	mit	Blick	auf	Art.12	Abs.	1	S.1	GG	
((Garantie	der	Berufswahlfreiheit)	bis	zur	Grenze	der	offensichtlichen	Unsachlichkeit,	Unvernunft	
oder	Willkür	frei....Es	ist	dem	Unternehmer	überlassen,	wie	er	sein	Unternehmen	führt,	ob	er	es	
überhaupt	weiterführt	oder	ob	er	seine	Betätigungsfelder	einschränkt.	Er	kann	grundsätzlich	
Umstrukturierungen	allein	zum	Zweck	der	Ertragssteigerung	vornehmen........	
	
Der	Arbeitgeber	muss	deshalb	regelmäßig	auch	dann	nicht	von	einer	Fremdvergabe	von	
Tätigkeiten	absehen,	wenn	dadurch	einem	ordentlich	nicht	mehr	kündbaren	Arbeitnehmer	
betroffen	ist,	dessen	Arbeitsverhältnis	nur	nach	§	626	BGB	gekündigt	werden	kann."	
	
(Ende	des	Zitats	des	BAG	-Urteils)	
	
2.	Bedeutung	der	Berufswahlfreiheit	des	Arbeitnehmers	
Der	unternehmerischen	Freiheit	steht	jedoch	das	Recht	des	Arbeitnehmers	aus		
Art.	12	GG	(Berufswahlfreiheit)	gegenüber.	Das	BAG		verdeutlicht	in	der	vorgenannten	
Entscheidung	vom	20.6.2013	-2AZR	379/12	-	dass	einerseits	die		durch	Art.	12		Abs.	1	S.1	GG	
gewährleistete	Berufswahlfreiheit	der	betroffenen	Arbeitnehmer	diesen	keinen	unmittelbaren	
Schutz	gegen	den	Verlust	des	Arbeitsplatzes	aufgrund	privater	Dispositionen	(Wahl	des	
Arbeitsplatzes	)	bietet.		
	
Jedoch	setzt	das	BAG	die	Anforderungen	an	die	Bemühungen	des	Arbeitgebers	zur	
Weiterbeschäftigung	eines	vom	Wegfall	seines	bisherigen	Arbeitsplatzes	betroffenen	
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odendentlich	unkündbaren	Arbeitnehmers	hoch	an.	Dies	betrifft	insbesondere	auch	die	
prozessualen	Anforderungen.		
	
	
V.	Grundsatz:	Straftat	bei	Behinderung	des	Betriebs-	oder	Personalrats			
Kein	Arbeitgeber	darf	die	Wahl	eines	Wahlvorstands	oder	des	Betriebsrats/Personalrats	
behindern	(§	20	BetrVG	und	§	24	BPersVG	).	
	
Wenn	er	es	doch	tut,	dann	kann	dies	als	eine	vorsätzlich	begangene	Straftat	im	Sinne	des		§	119	
Abs.	1	BetrVG	gewertet	werden.	Sie	wird	aber	nur		auf	Antrag	des	Betriebsrats,	des	
Wahlvorstands	oder	der	Gewerkschaft	verfolgt.	
	
Dies	bestätigt	den	Willen	des	Staates,	dass	in	der	Privatwirtschaft	die	Wahlen	zum	Betriebsrat		
nur	dann	ein	freiwilliges	Recht	der	Arbeitnehmer	ist,	wenn	diese	keinen	Betriebsrat	wählen	
wollen	
.Im	öffentlichen		Dienst	ist	die	Bildung	von	Personalvertretungen	nicht	in	das	Belieben	der	
Beschäftigten	gestellt.		
Übrigens	gibt	es	in	der	Privatwirtschaft	nicht	wenige	Unternehmen	und	Betreibe,	i	denen	die	
Arbeitnehmer	freiwillig	allenfalls	eine	Gesprächsrunde	mit	dem	Arbeitgeber	bilden.	
	
Andererseits	gibt	es	leider	auch	noch	viele	Unternehmen,	und	Betreibe,	in	denen	Druck	auf	die	
Arbeitnehmer	ausgeübt	wird,	keinen	Betriebsrat	zu	bilden.		
	
VI.	Grundsatz:	Vierjährige	feste	Bindung	der	Betriebsparteien	
	
Merke:	Man	kann	sich	leichter	vom	Ehepartner	trennen,	als	vom	Betriebsrat.	
	
Eine	Ausnahme	besteht	nach	§	23	BetrVG	nur	dann,	wenn	mindestens	ein	Viertel	der	
wahlberechtigten	Arbeitnehmer,	der	Arbeitgeber	oder	eine	im	Betrieb	vertretene	Gewerkschaft	
beim	Arbeitsgericht	den	Ausschluss	eines	Mitglieds	aus	dem	Betriebsrat	oder	die	Auflösung	des	
Betriebsrats	wegen	grober	Verletzung	seiner	gesetzlichen	Pflichten	beantragen.	Der	Ausschluss	
kann	auch	von	einem	Mitglied	des	Betriebsrats	beantragt	werden.	Im	öffentlichen	Dienst	regelt	§	
28	BPersVG	die	Amtsenthebung	ähnlich		wie	§	23	BetrVG,	allerdings	ist	für	die	Amtsenthebung	
als	solche	das	Verwaltungsgericht	zuständig.	
	
Eine	Trennung	von	den	Personen	des	Betriebsrats	kann	ansonsten	allenfalls	bei	den	alle	vier	
Jahre	erfolgenden	Neuwahlen	vorkommen.	
	
Ansonsten	hat	der	BR	eine	festes	Fundament	im	Betrieb	durch	das	Betriebsverfassungsgesetz	
und	dessen	rechtlichen	Instrumente	zur	Mitwirkung	und	Mitbestimmung	in	den	im	BetrVG	
geregelten	Angelegenheiten.		
	
VII.	Grundsatz	:	Ehrenamt	des	Betriebs-	und	Personalrats	
	
Das	Amt	des	BR-Mitglieds	oder	Personalrates	ist	ein	Ehrenamt	(§	37	BetrVG	/§	46	BPersVG.	)	
Das	einzelne	BR-Mitglied	oder	der	Personalrat		nimmt	das	Amt		unter	Befreiung	von	der	Arbeit		
unter	Fortzahlung	des	Arbeitsentgeltes		unentgeltlich	wahr.		
(§	46	Abs.	3		
Darin	unterscheidet	sich	die	Tätigkeit	des	Betriebsratsmitgliedes	von	der	entgeltlichen		Tätigkeit	
eines	Beauftragten	der	Gewerkschaft.		
	
Negative	Beispiele	aus	der	Wirtschaft	zeigen,	dass	sich	einzelne	Arbeitgeber	und	
Betriebsratsmitglieder	durch	die	Annahme	von	Vorteilen	strafbar	gemacht	haben.	
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Für	Mitglieder	des	BR	oder	des	Personalrates		ist	es	eine	Erleichterung,	dass	der	Arbeitgeber	sie		
zur	Erfüllung	ihrer	gesetzlichen	Aufgaben	von	der	Arbeit		frei	stellen	muss.	Es	genügt	die	
Information	des	Arbeitnehmers,	dass	er	jetzt	sich	für	Aufgaben	der	Arbeitnehmervertretung	
abmeldet.				
	
Das	einzelne	Mitglied	des	BR	oder	Personalrats		behält	die	bisher	für	ihn	geltenden	
Arbeitsbedingungen	unter	Berücksichtigung		allgemeiner	Fortentwicklungen	wie	zum		
Beispiel	in	der	Dynamisierung	der	Vergütung	aller	Beschäftigten(Gleichstellung)		
	
Darüber	hinaus	hat	der	Arbeitnehmervertreter		je	nach	der	Zahl	der	im	Betrieb	oder	der	
Dienststelle	Beschäftigten	einen	Anspruch	darauf,	dass	mindestens	ein		Arbeitnehmervertreter	
vollständig	von	der	beruflichen	Tätigkeit	frei	zu	stellen	ist	(§	38	BetrVG	/	§	46	Abs.	4	BPersVG	).	
	
Mitglieder	des	BR	oder	Personalrats		haben	zur	Wahrung	ihrer	Unabhängigkeit	einen	
besonderen	Kündigungsschutz	nach	§	15	KSchG	,	der	noch	ein	Jahr	nach	Beendigung	des	Amtes	
nachwirkt.	Gleiches	gilt	für	den	Wahlvorstand.	
	
In	der	Betriebspraxis	kommt	es	nicht	selten	vor,	dass	das	Betriebsratsmitglied	oder	der	
Personalrat	trotz	der	ehrenamtlichen	Belastungen	wegen	des	Kündigungsschutzes		nicht	ungern	
der	Wahl	zum	Betriebsratsmitglied	stellen.		
	
L. Schulungen der Arbeitnehmer- und Schwerbehindertenvertretung  
 
Nach	§	80	Abs.	1BetrVG	/	§	68	BPersVG		hat	der	Betriebsrat/Personalrat		darüber	zu	wachen,	
dass	die	zugunsten	der	Arbeitnehmer	geltenden	Gesetze,	Verordnungen,	
Unfallverhütungsvorschriften	,	Tarifverträge	und	Betriebsvereinbarungen	(korrekt)	
durchgeführt	werden.	
	
Dies	ist	eine	gewaltige	Aufgabe	für	die	Arbeitnehmervertetung.	Die	Aufgabe	erfordert	Wissen	
und	Erfahrung.	
	
Das	für	die	aktuellen		Aufgaben	erforderliche		Wissen	wird	den	Betriebsratsmitgliedern	nach	§	
37	Abs.	1Nr.	6	BetrVG		46	Abs.6	BPersVG	in	Schulungsveranstaltungen	vermittelt.	Die	
notwendigen	Kosten	der	Teilnahme	und	der	Arbeitsbefreiung	trägt	der	Arbeitgeber		
	
Generelles	Wissen	kann	ein	noch	nicht	erfahrenes	Betriebs-oder	Personalratsmitglied	nach	§	37	
Abs.	7	BetrVG	/	§	46	Abs.7	BPersVG	bis	zur	Dauer	von	3	Wochen	mit		bezahlter	Freistellung	von	
der	Arbeit			erwerben.	
	
Die	Schulungen	sind	grundsätzlich		im	Rahmen	des	Prinzips	der	Verhältnismäßigkeit	der	Mittel		
erforderlich.	
	
Dies	macht	in	zweierlei	Hinsicht		Sinn.	
	
Zum	einen	liegt	die	Schulung	nicht	zuletzt	auch	im	Interesse	des	Arbeitgebers.		Ein	BR	oder	
Personalrat	mit	Halbwissen	würde	den	betrieblichen		Ablauf	eher	blockieren		
Zum	anderen	ist	das		deutsche	Arbeitsrechtzersplittert.	Es		ist	nach	wie	vor	nicht	durch	ein	
Arbeitsgesetzbuch	einheitlich	kodifiziert.	
	
Der		Zersplitterung	des	Arbeitsrechts	wirkt	das		Richterrecht	des	Bundesarbeitsgerichts	
entgegen.	Dennoch	ist	der		Gesetzgeber	zum	Mut	der		Neuordnung	aufgerufen.		
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M.		Sozialcharta	der	Betriebsverfassung	und	des	Personalvertretungsrechts		
	
Der		Grundpfeiler	der	Mitbestimmung	und	Mitwirkung	des	Betriebsrats	im	Betrieb		ist	die		
vertrauensvolle	Zusammenarbeit	der	Kollektivpartner	nach	§	2	BetrVG.		Arbeitgeber,	
Gewerkschaft	und	Betriebsrat.		Tarifverträge	und	die	Betriebsverfassung		ist	die	vertrauensvolle	
Zusammenarbeit	nach	§	2	BetrVG.		
	
"Arbeitgeber	und	Betriebsrat		arbeiten	unter	Beachtung	der	geltenden	Tarifverträge	
vertrauensvoll	und	im	Zusammenwirken	mit	den	im	Betrieb	vertretenen	Gewerkschaften	und	
Arbeitgebervereinigungen	zum	Wohl	der	Arbeitnehmer	und	des	Betriebs	zusammen.		
	
Zur	Wahrung	der	im	BetrVG	genannten	Aufgaben	und	Befugnisse	der	im	Betrieb	vertretenen	
Gewerkschaften	ist	deren	Beauftragten	nach	Unterrichtung	des	Arbeitgebers	oder	seines	Vertreters	
Zugang	zum	Betrieb	zu	gewähren,	soweit	dem	nicht	unumgängliche		Notwendigkeiten	des	
Betriebsablaufs,	zwingende	Sicherheitsvorschriften	oder	der	Schutz	von	Betriebsgeheimnissen	
entgegenstehen".	
	
Eine	ähnliche	Bestimmung	enthält	§	2	BPersVG	.	
	
Die	Zusammenarbeit	mit	dem	Betriebsrat	oder	Personalrat	erleichtert	beiden	Betriebsparteien	
die	Aufgabenstellung.	Wesentlich		ist	aus	der	Sicht	des	Betriebs	-oder	Personalrats,	vom	
Arbeitgeber	ernst	genommen	zu	werden.		
Immerhin	vertreten	der	Betriebsrat	und		Personalrat	die	Belange	der	Arbeitnehmer		aufgrund	
gesetzlicher		Erfordernisse	
	
Merksatz:	Der	Erfolg	einer	guten	Zusammenarbeit	kann	der	Schlüssel	für	den	Unternehmenserfolg	
sein.	Eine	Einigung	zwischen	den	Betriebsparteien	eher	möglich,	wenn	sich	beide	Seiten	auf	
gleicher	Augenhöhe	gegenüberstehen	
	
Ich	nenne	Ihnen	hierzu	ein	Beispiel,	das	ich	erlebt	habe	(	Firma	Knorr	).	
	
.	Wir	haben	beim	Thema	"Mediation"	über	die	Mitbestimmungskultur	ausführlich		gesprochen.	
	
Ein	Spannungsverhältnis	zwischen	den	Betriebsparteien	entsteht	nicht,	wenn	beide	Seiten	sich	
im	Betrieb	auf	eine	Mitbestimmungskultur	einigen.			
	
An	der	Einigung	sollten	in	der	Privatwirtschaft	bei	Bestand	mehrerer	Betriebe	im	Unternehmen	
unbedingt	auch	betriebsübergreifend	der	Gesamtbetriebsrat	und	im	Konzern		
unternehmensübergreifend		der	Konzernbetriebsrat	mitwirken.	
	
Gute	interne	Beziehungen	und	eine	offene	Kommunikation	vermeidet	auf	der	Arbeitnehmerseite	die	
Suche	nach	externer	Unterstützung.	Die	Betriebsparteien	stehen	ihrem	Betrieb	und	Unternehmen	
am	nächsten.		
	
N.	Aktuelle	Aufgaben	der	Arbeitnehmervertretungen	im	Spiegel	der																		
Rechtsprechung		
	
Im	Bereich	der	Mitbestimmung	und	Mitwirkung	ist	nach	fast	drei	Jahrzehnten	von	harten	
Auseinandersetzungen	von	Betriebsparteien		um	die	Auslegung	von	unbestimmten	
Rechtsbegriffen	in	der	Betriebsverfassung	oder	im	Personalvertretungsrecht	eine	spürbare	
Ruhe	in	der	Wirtschaft	und	in	der	Rechtsprechung	eingetreten.	
	
Die	Aufgaben	der	Rechtsprechung	reißen	nicht	ab.	Ihre	Kreativität	ebenfalls	nicht	
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I.		Schwerpunkte	im	Arbeitsrecht		
Eine	interessante	Aufgabenstellung	trat	in	den	letzten	Jahrzehnten	insbesondere	durch	
Ausgliederungen	von	Betrieben	oder	Betriebsteilen	in	deutschen	Unternehmen	mit	deren	Ziel	
zur	Verschlankung	und	Flexibilität	hervor.	Die	Rechtsfolgen	aus	§	613	a	BGB	und	aus	den	
kollektivrechtlichen	Änderungen	sowie	die	individualrechtlichen	Auswirkungen	hat	das	BAG	
gemeistert.			
	
Der	EuGH	verkompliziert	einige	Themen	aus	der	Rechtsprechung	des	BAG	,	vielleicht	auch	
deshalb,	weil	diese	europäische	Gericht	nicht	immer	auch	das	spezifische	deutsche	
Rechtssystem	zu	verinnerlichen	vermag.			
	
Ein	weitere	Schwerpunkt	der	Rechtsprechung	des	BAG	liegt	auf	der	Umsetzung	des		
europäischen		Primärrechts,	das	aufgrund	der	europäischen	Verträge	in	nationales	Recht	
umgesetzt	worden	ist-	so	das	Allgemeine	Gleichbehandlungsgesetz	AGG	und	das	Recht	über	
vorformulierte	Arbeitsverträge	und	Zusagen		-	AGB	-	nach	den	Bestimmungen	der	§§	
305ff	BGB.				Der	Arbeitnehmer		ist	Verbraucher	im	Sinne	des	Rechts	der	Allgemeinen	
Geschäftsbedingungen	AGB.	
	
Die	Schwerpunkte	verlagern	sich	entsprechend	auf	die	Arbeit	der	Betriebs-
/Personalräte.	
	
Das	Reduzieren	von	Personal	in	Verbindung	mit	dem	Interessenausgleich	und	Sozialplan	auf	der	
Kollektivebene	in	Verbindung	mit	dem	Bestandsschutzrecht	auf	der	individualrechtlichen	Ebene	
halten	die	Arbeitnehmervertretungen	in	Schwung.			
	
	II.	Erschwerte	Arbeit	der	Betriebsparteien	bei	Schweigen	des	Gesetzgebers	
Das	Schweigen	des	Gesetzgebers	hörte	zwangsläufig	in	einzelnen	Fällen	auf,		in	denen	
europäische	Richtlinien	in	nationales	Recht	zu	transformieren	sind.	Bei	Untätigkeit	des	
Gesetzgebers	droht	ein	europäisches	Vertragsstrafeverfahren.	
	
Dennoch	ist	nicht	zu	verkennen,	dass	sich	der	deutsche	Gesetzgeber	erneut	geduckt	hat,		
beispielsweise	noch	immer	im	Blick	auf	die	Schaffung	eines	Beschäftigtendatenschutzgesetzes.	
Arbeitgeber	und	Arbeitnehmer	sowie	die	Arbeitnehmervertreter	haben	den	Anspruch	auf	eine	
ausgewogene,	klare	und	praxistaugliche	Regelung	zum	Beschäftigtendatenschutz.	Die	
Reichweite	der	Mitbestimmung	und	Mitwirkung	wird	erst	dann	auf	dem	Prüfstand	der	
Rechtsprechung	stehen.	
	
Vergeblich	fordern	auf	dem	bedeutenden	Gebiet	des	Arbeitskampfrechts		Wissenschaftler	und	
Arbeitgeber	seit	Jahrzehnten	ein	Gesetz	zum	Arbeitskampfrecht.	Dies	jedoch	ist	ein	viel	zu	
glühendes	Eisen,	an	dem	sich	keine	Bundesregierung	bisher	die	Finger	verbrennen	und	ihre	
Wahl	oder	Wiederwahl		gefährden	wollte.		
	
Der	Grund	dafür,	dass	der	Gesetzgeber	sich	nicht	an		heiße	sozialpolitische		Eisen	traut,	ist	
sowohl		die	Macht		der	Sozialpartner	mit	ihren	überwiegend	widerstreitenden	Interessen	als	
auch	die	Befürchtung		des	Bundesministers	für	Arbeit	und	Soziales,	dass	eine	kleine	Korrektur	
von	Gesetzen		weitergehende	große		Änderungswünsche	der	einen	oder	anderen	Seite	nach	sich	
ziehen	und	in	der	Folge	heiße		politische	Diskussionen	auslösen	kann.		
	
Also	schmiedet	das	BAG	gleichsam	als	"Ersatzgesetzgeber"	(den	es	in	unserer	Verfassung	
nicht	gibt)		das	glühende	Eisen.	
	
1.	Beispiel:		
Das	BAG	hat	ein	neues	Arbeitskampfrecht	durch	Richterrecht	geschaffen,	das	den	Grundsatz	der	
Verhältnismäßigkeit	der	Mittel	so	weit	wie	ein	Scheunentor	geöffnet	hat.		
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Immerhin	hat	das	BAG	(1.	Senat)	den	Arbeitgebern	auch	ein	Brot	in	den	Brotkorb	gelegt.	Das	
Mitbestimmungsrecht	des	Betriebsrats	ist	während	eines	Arbeitskampfes	in	den	
arbeitskampfrelevanten	Angelegenheiten	eingeschränkt	oder	ausgesetzt.	
	
Ferner	darf	der	Arbeitgeber	während	des	Arbeitskampfes	Geldprämien	an	die	arbeitswilligen	
Arbeitnehmer		ausloben,		ohne	mit	dem	BR	über	die	Verteilungsgerechtigkeit	(§	87	Abs.	1	Nr.	10	
BetrVG)	streiten	zu	müssen	und	bei	Nichteinigung	die	Einigungsstelle	anrufen	zu	müssen.	Die	
Prämie	ist	ein	Kampfmittel	des	Arbeitgebers.	
	
Ihm	ist	es	vom	BAG	auch	erlaubt,	den	gesamten	Betreib	zu	schließen,	wenn	er	wegen	des	Streiks	
nicht	mehr	die	arbeitswilligen	Mitarbeiter	beschäftigen	kann.	Ihm	wäre	es	erlaubt,	die	Fortzahlung	
der	Vergütung	während	des	Streiks	zu	verweigern.		
	
Die	Betriebsparteien	müssen	zwar	im	Betrieb	die	Friedenspflicht	nach	§	74	BetrVG	/	§	66	
Abs.	2	BPersVG	beachten.		
	
Die	Arbeitnehmervertreter	sind	aber	auch	zugleich	als	Arbeitnehmer	berechtigt,	bei	
Arbeitskämpfen	mitzuwirken.	Für	sie	wäre	es	eine	Erleichterung	,	wenn	der	Gesetzgeber	
für	ihr	Verhalten	klare	Vorgaben	bereit	hielte.	
	
2.	Beispiel	
In	§	87	Abs.	1	Nr.	6	BetrVG		heißt	es,	dass	der	BR	ein	Mitbestimmungsrecht	bei	der	Einführung	
und	Anwendung	von	technischen	Einrichtungen	hat,	die	dazu	bestimmt	sind,	das	Verhalten	
oder	die	Leistung	der	Arbeitnehmer	zu	überwachen.	
	
Das	Richterrecht	hat	aus	dem	Wort	"bestimmt"	entgegen	dem	Gesetzeswortlaut	das	Wort	
"geeignet	"	entgegen	dem	Gesetzeswortlaut	herausgelesen.	Geeignet	ist	jedes	DV-Programm,	die	
Leistung	oder	das	Verhalten	des	Arbeitnehmers	zu	überwachen,	nicht	zuletzt	in	Verbindung	mit	
einem	anderen	Programm.	Das	Wort	"bestimmt"	würde	dem	Arbeitgeber	den	Freiraum	schaffen,	
sich	bei	der	Einführung	oder	Anwendung	von	DV	Programmen	damit	herauszureden,	dass	das	
Programm	diesen	Zweck	nicht	hat.	
	
Das	Wort	"geeignet"	ist	so	weitgehend,	dass	das	BAG	mit	diesem	Kunstgriff	des	Richterrechts	
die	gesamte	Datenverarbeitung		in	Deutschland	einschließlich	des	Einloggens	der	einzelnen	
Arbeitnehmer		auf		dem	PC	der	Mitbestimmung	unterworfen	hat.	
Dies	mag	zwar	rechtspolitisch	erwünscht		gewesen	sein,	als	in	den	70ger	und	80ger	Jahren	die	
DV	wie	ein	Krake	die	Persönlichkeitsrecht		verschlang.	Aber	die	Veränderung	eines	Gesetzes	
durch	ein	das	Gesetz	übersteigendes	Richterrecht	zeigt	zugleich	auch,	dass	der	Gesetzgeber	
bewusst	aus	sozialpolitischen	Gründen	-	vielleicht	auch	wegen	der	angestrebten	Wiederwahl	-
schweigt.	Er	hätte	nämlich	bei	der	Novellierung	des	BetrVG	im	Jahr	2001	die	Gelegenheit	gehabt,	
das	Wort	"bestimmt"	durch	das	Wort	"geeignet"	auszutauschen.	Die	Gelegenheit	wollte	er	wie	
bei	anderen	novellierten	Gesetzen	auch-	offensichtlich	nicht	wahrnehmen.	
	
3.	Beispiel:		
Das	BAG	hat	die	Bedeutung	der	Nachwirkung	eines	Tarifvertrags	und	der	in	der	Nachwirkung	
nach	§	4	TVG	erlaubten	Abweichung	vom	nicht	mehr		geltenden	Tarifvertrag	anstelle	des	
Gesetzgebers	verändert.	Dies	berührt	betriebliche	Entgelteordnungen,	die	auch	in	der	
Nachwirkung	einer	tariflichen	Vergütungsordnung	nicht	mehr	ohne	Mitbestimmung	
einzelvertraglich	verändert	werden	dürfen.	Dies	hat	insbesondere	bei	der	Privatisierung	im	
öffentlichen	Dienst	eine	bedeutende	Rolle	zu	Lasten	der	Arbeitgeber	mit	öffentlichen		Aufgaben	
geführt.	
	
Allein	schon	aus	diesem	Grund	wechselt	der	Gesetzgeber	trotz	der	Europanorm	der	
Antidiskriminierung	des	Geschlechtes	den	in	den	meisten	Gesetzen	noch	zu	findenden	
männlichen		Begriff	"Arbeitnehmer	"	nicht	aus.	
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O.	Überblick	über	die	Mitbestimmung	und	Mitwirkung	in	der	Privatwirtschaft	und	im	
öffentlichen	Dienst	mit	Unterschieden	
	
Nur	innerhalb	des	vom	Gesetz	oder	vom		Tarifvertrag	gesetzten	Rahmens	bestehen	
Mitbestimmungs-	und	Mitwirkungsrechte	der	Arbeitnehmervertretung.	sowohl	in	der	
Privatwirtschaft	als	auch	im	öffentlichen	Dienst.		
	
Für	die	Fälle	der	Zustimmungsverweigerung	enthalten	das	BetrVG	und	das	BPersVG	jeweils	
Lösungen.	
	
Die	Mitwirkungsrechte	sind	schwächere	Rechte,	aber	diese	haben	dennoch	die	Wirkung,	dass	
deren	Verletzung	zu	Rechtsfolgen	führen,	die	der	Arbeitgeber	gegen	sich	gelten	lassen	muss.	
	
	Die	Mitbestimmungsrechte	heben	die	Arbeitnehmervertretung	in	die	starke	Position,	dass	
Maßnahmen	des	Arbeitgebers	der	Zustimmung	des	Betriebsrats	oder	Personalrats	bedürfen.		
	
	
1.	Beispiel:		
Ein	Arbeitgeber	führt	entgegen	den	§§	111	,	112	,112	a	BetrVG	die	Maßnahme	ohne	die	Beratung	
mit	dem	Betriebsrat	über	das	ob,	wann	und	wie	der	Maßnahmen	durch.			Die	Rechtsfolge	der	
fehlenden		Mitwirkung	ist	des	Schadensersatzanspruch	der	betroffenen	Arbeitnehmer,	die	
wegen	des	Verstoßes	des	Arbeitgebers	gegen	die	Mitwirkung	des	BR	nicht	einen	konkreten	
Schaden	nachweisen	müssen.	In	diesem	Fall	muss	der	Arbeitgeber	die	Sanktion	des	§	113	
BetrVG	erdulden.	Die	Sanktionen	sind	in	§	113	BetrVG	im	einzelnen	festgelegt.	
	
2.	Beispiel:	
Ein	Arbeitgeber	kündigt	einem	Arbeitnehmer,	ohne	zuvor	den	BR	nach	§	102	BetrVG	angehört	
zu	haben.	Die	Rechtsfolge	der	Verletzung	des	Mitwirkungsrechtes	des	BR		ist	die	Unwirksamkeit	
der	Kündigung.		
	
I.	Mitbestimmung	in	der	Betriebsverfassung	
Mitbestimmungsrechte		bestehen	dort,	wo	der	Gesetzgeber	sie	konkret	benennt.		
	
1.	Mitbestimmung	in	sozialen	Angelegenheiten	
Mitbestimmungspflichtig	sind	in	der	Betriebsverfassung	insbesondere	die	sozialen	
Angelegenheiten,		die	in	§	87		Abs.1	Nr.	1		bis	13	BetrVG	aufgeführt	sind.	Im	Falle	der	
Nichteinigung	entscheidet	die	Einigungsstelle	nach	§	76	BetrVG.		
	
Der	Betriebsrat	hat	,	soweit	nicht	für	den	Arbeitgeber	ein	Gesetz	oder	ein	Bindung	an	einen	
Tarifvertrag	besteht,		ein	Mitbestimmungsrecht	in	sozialen	Angelegenheiten	-	dies	sind	in	§	87	
Abs.	1	Nummern	1	bis	13	aufgeführten	Mitbestimmungsrechte	wie	Regelungen	über	die	
Ordnung	im	Betrieb,	die	Verteilung	der	Arbeitszeit	auf	die	Wochentage	oder	über	betriebliche	
Entgeltgrundsätze.	Im	Streitfall	entscheidet	die	Einigungsstelle	(§	76	BetrVG).	
	
	
Ein	nicht	täglich	entstehender	Fall	ist	die	Mitbestimmung	bei	der	Aufstellung	eines	
Sozialplans	zum	Ausgleich	oder	zur		Milderung	wirtschaftlicher	Nachteile,	die	Arbeitnehmer	bei	
einer	Betriebsänderung-	so	bei		einer	Umstrukturierung	des	Betriebs	oder	bei	
Massenentlassungen	-		effektiv	erleiden		oder	zumindest		erleiden	können		
(	§§	111,	112,	112	a	BetrVG	)	.Im	Streitfall	entscheidet	die	Einigungsstelle	(§	76	BetrVG)	
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In	mitbestimmungspflichtigen	Angelegenheiten	hat	der	Betriebsrat	auch	ein	Initiativrecht.	
	
Beispiel:	Der	Betriebsrat	strebt	eine	Änderung	der	bestehenden	betrieblichen	Entgelteordnung	
an.	Wenn	der	Arbeitgeber	sich		nicht	auf	Verhandlungen	einlässt,	kann	der	Betriebsrat	die	
Einigungsstelle	(§	76	BetrVG	)	anrufen	.	
	
	
2.	Mitbestimmung	in	personellen	Angelegenheiten	
In	personellen	Angelegenheiten	nach	§	99	BetrVG	bestehen	Mitbestimmungsrechte	bei	der	
Einstellung,	Ein-	und	Umgruppierung	sowie	der	Versetzung.		
	
Der	BR	darf	allerdings	die	Zustimmung	nur	aus	den	im	Katalog	des	§	99	Abs.	2	BetrVG	
aufgeführten	Gründen	verweigern.		
	
Die	fehlende	Zustimmung	des	BR	zu	einer	personellen	Maßnahme	kann		das	Arbeitsgericht	
ersetzen	(§	99	Abs.	4	BetrVG	).	Die	Einigungsstelle	ist	in	diesen	personellen	Angelegenheiten	des	
§	99	BetrVG	nicht	zuständig.	Dies	verhält	sich	anders	im	BPersVG,	wie	noch	nachfolgend	
angesprochen	wird.		
	
3.	Weitere	Mitbestimmungsrechte		
Es	gibt	andere	personelle	Angelegenheiten,	die	in	der	Einigungsstelle	behandelt	werden,	so	bei	
der	Ausübung	des	Beschwerderechts	des	Arbeitnehmers	oder	im	die	erforderlichen	
Auskünfte	des	Arbeitgebers	an	den	Wirtschaftsausschuss.	
	
Eine	hohe	Bedeutung	hat	die	Mitbestimmung	bei	der	Aufstellung	von	Sozialplänen	wegen	
Betriebsänderungen	oder	Personalreduzierungen	und	das	Mitwirkungsrecht	in	Form	des	
Unterrichtungs-	und	Beratungsrechts	für	den	einem	Sozialplan	voraufgehenden	
Interessenausgleich.		
	
II.	Mitwirkungsrechte		des	Betriebsrats		
Das	BetrVG	enthält	Normen	über	die	Rechte	des	BR	zur	Mitwirkung	in	Angelegenheiten	des	
Arbeitgebers.	Dies	setzt	die	rechtzeitige	Unterrichtung	des	Betriebsrats	voraus.	Danach	hat	der	
Arbeitgeber	die	Pflicht,	den	BR	beispielsweise	über	eine	geplante	Kündigung	anzuhören	(§	102	
BetrVG9	oder	mit	dem	Arbeitgeber	darüber	zu	beraten,		ob	,	wann	und	wie	eine	
Betriebsänderung	erfolgt	oder	Personal	vermindert	wird.	So	muss	die	rechtzeitige	
Unterrichtung	des	BR		und	die	Beratung	der	Betriebsparteien	miteinander		für	die	gemeinsame		
Erarbeitung	eines	bei	einem	Interessenausgleichs		nach	den	§§	111,	112,BetrVG	erfolgen.	Dies	
sind	wichtige	Formalitäten,	die	der	Arbeitgeber	zu	beachten	hat.	Falls	er	diese	nicht	beachtet,	
obgleich	das	Gesetz	diese	Formalitäten	vorschriebt,	ist	die	Maßnahme	des	Arbeitgebers	
unwirksam.	Der	BR	soll	nach	dem	Willen	des	Gesetzgebers	noch	rechtzeitig	auf	die	Entscheidung	
des	Arbeitgebers	nach	dessen	vorläufigen	Planung	Einfluss	nehmen	können.	
	
Die	Beratung	der	Betriebsparteien,	ob,	wann	und	wie	eine	vom	Arbeitgeber	geplante	und	
nicht	mitbestimmungspflichtige	,	aber	der	Mitwirkung	unterliegende	Maßnahme	
durchgeführt	wird,		gibt	dem	BR	die	Möglichkeit,	auf	die	Entscheidung	des	Arbeitgebers	nach	
Möglichkeit	Einfluss	zu	nehmen	und	ihm	andere	weniger	einschneidende	Maßnahmen	bis	hin	zu	
einem	Verzicht	auf	die	Maßnahmen	vorzuschlagen.		
	
	Eine	andere	Art	der	Mitwirkung	ist	die	Anhörung	des	BR	nach	§	102	BetrVG	im	Fall	einer	
vom	Arbeitgeber	geplanten	Kündigung.		
	
Ebenso	hat	der	Arbeitgeber	Unterrichtungs-	und	Erörterungspflichten		gegenüber	dem	BR	bei	
der	Planung	von	technischen	Anlagen,	Arbeitsabläufen	und	Arbeitsverfahren	sowie	über		deren	
Auswirkungen	auf	den	Arbeitsplatz	des	einzelnen	Arbeitnehmers	gemäß	§	81	BetrVG	.	Diese	
Unterrichtungspflichten	hat	der	Arbeitgeber	aufgrund	einer	europäischen	Richtlinie,	die	in	
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deutsches	Recht	transformiert	ist,	gegenüber	den	einzelnen	betroffenen	Arbeitnehmern.	Die	
Richtlinie	spricht	nur	das	individuelle	Recht	des	Arbeitnehmers	an.		
	
	
	
III.	Mitbestimmungs	-und	Mitwirkungsrecht	im	öffentlichen	Dienst	
Im	Personalvertretungsrecht	des	öffentlichen	Dienstes	regeln	die	§§	69		bis	74	BPersVG	die	
Zustimmungserfordernisse	in	einer	anderen	Systematik	als	es	die	Betriebsverfassung	in	der	
Privatwirtschaft	löst.	Jedoch	sind	die	Zustimmungserfordernisse	im	Wesentlichen	
deckungsgleich,	allerdings	mit	Zuschnitt	und	Ergänzungen	auf	den	öffentlichen	Dienst		
	
Die	Mitbestimmung	und	Mitwirkung		führt	bei	Streitigkeiten	zwischen	dem	Leiter	der	
Dienststelle	und	dem	Personalrat	in	den	in	§		75	BPersVG	für	die	Arbeitnehmer	aufgeführten	
Personalangelegenheiten	zur	Entscheidung	der	Einigungsstelle.		
Dies	wird	bei	der	obersten	Dienstbehörde	gebildet.	Die	§§	69	bis	74	BPersVG	
regeln	fast	ziseliert	den	Ablauf.	
	
Der	Katalog	der	mitbestimmungspflichtigen	Angelegenheiten	umfasst	in		§	76	Abs.	1	BPersVG		
-	die	Personalangelegenheiten	der	Arbeitnehmer	mit		8	Themen	
-	die	sozialen	Angelegenheiten		mit		3	Themen	
-	den	Abschluss	von	Dienstvereinbarungen	mit	17	Themen.	
-		die	Dienstpläne	mit	unvorhergesehenen	Diensten	in	Dienstbereitschaft	,	
			Mehrarbeit	und	Überstunden		
	
Somit	erfasst	die	Mitbestimmung	alle	in	der	Einigungsstelle	zu	behandelnden	Angelegeheiten	
umfasst	anders	als	das	BetrVG	alle	personellen	und	sozialen	Angelegenheiten	
in	einer	einheitlichen	Gesetzesregelung,	die	nur	durch	das	im	BPersVG	geregelte	
Einigungsverfahren	entschieden	werden.	Das	BPersVG	unterscheidet	nicht	wie	das	BetrVG	
zwischen	den	vom	Arbeitsgericht	zu	entscheidenden	Fällen	der	personellen	Angelegenheiten	
nach	in	§	99	BetrVG	und	den	von	der	Einigungsstelle	zu	entscheidenden	sozialen	
Angelegenheiten	nach		§	87	Abs.	1	BetrVG	
	
	
P.		Sperrwirkung	des	Tarifvertrags	gegenüber	einer	konkurrierenden	
Betriebsvereinbarung	oder	Dienstvereinbarung		
Während	der	Laufdauer	einer	Betriebsvereinbarung	ist	nach	§	77	Abs.	4	BetrVG	ein	Verzicht	des	
Arbeitnehmers	auf	Rechte	aus		der	(laufenden	)	Betriebsvereinbarung	nur	mit	Zustimmung	des	
BR	wirksam.	Dies	gilt	auch	für	gerichtliche	Vergleiche.		
	
Schon	dass	Wort	"konkurrierend"	lässt	den	Widerwillen	von	Tarifvertragsparteien	gegen	
eine	betriebliche	Konkurrenz	erkennen.		
	
Die	Tarifvertragsparteien	sollen	nach	dem	Willen	des	Gesetzgebers,	wie	er	im	BetrVG	durch	den	
Tarifvorrang	beispielsweise	im	Einleitungshalbsatz	des	§	87	Abs.	1	BetrVG	über	die		
Mitbestimmung	in	sozialen	Angelegenheiten,	soweit	ein	Tarifvertrag	nicht	besteht	)	,	von	den	im	
Rang		niedriger	stehenden	Betriebsparteien	nicht	durch	Betriebsvereinbarungen	mit	anderen	
und	vom	Tarifvertrag		abweichenden	Arbeitsbedingungen		ausgespielt	bzw.	umdribbelt	werden.			
	
Dabei	spielt	es	keine	Rolle,	ob	die	durch	Betriebsvereinbarungen	anders	geregelten	
Arbeitsbedingungen	schlechter	für	den	Arbeitnehmer	sind		-	eine	Verschlechterung	von	
Tarifnormen	ist	wegen	des	Günstigkeitsprinzips	nach	§	4	Abs.3	TVG	ohnehin		nicht	erlaubt	,		-	
oder	ob	die	betrieblichen	Arbeitsbedingungen	im	Vergleich	zum	Tarifvertrag	zugunsten	der	
Belegschaft		kollektiv	abweichen	-	vgl.	das	Beispiel	der	Samstagszuschläge.	
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Denn	in	jedem	Fall	stören	abweichende	betriebliche	Regelungen	die	Macht	der	
Tarifvertragsparteien	und	stehen	der	Tarifautonomie	entgegen	
	
Im	öffentlichen	Dienst	ist	die	Sperrwirkung	des	Tarifvertrags	gegen	Dienstvereinbarungen	
in	§	75	Abs.	6	BPersVG	geregelt.	Die	Bestimmung	entspricht		
	§	77	Abs.	3	BetrVG.	
	
Die	Betriebsräte	in	den	Betrieben	der	einzelnen	Unternehmen	können	ihre	
Mitbestimmungsrechte	nur		im	Rahmen	geltender	oder	üblicher	Tarifverträge	ausüben.	
Dies	gebieten	die	zwei	den	Betriebsparteien	Arbeitgeber	und	Betriebsrat	auferlegten	Schranken	
aus	§	77	Abs.	3	BetrVG	und	aus	§	87	Abs.	1	BetrVG	Einleitungshalbsatz.	Diese	Bestimmungen		
sind	der	Schlüssel	zum	Verständnis	des	Zusammenwirkens	von	Tarifvertragsparteien	und	
Betriebsparteien,	der		Kompetenzen		und	der	Macht	oder	Ohnmacht	der	Betriebsparteien	oder	
einer	Betriebspartei.		
	
Q.	Freiwillige	Bindung	an	einen	Tarifvertrag		-	Zwang	durch	Erzwingungsstreik		
Das	Betriebsverfassungsrecht	ist	ebenso	wie	das	Tarifrecht	ein	kollektives	Recht,	mit	dem	die	
Kollektivpartner-	die	Ordnung	der	Arbeitsbedingungen	gemeinsam	regeln.	
Jedoch	ist	es	im	Tarifrecht		der	Entscheidung	des	Arbeitgebers	überlassen,	ob	er	dem	
tarifschließenden	Arbeitgeberverband	beitritt	oder	nicht.	Ihm	ist	auch	die	Entscheidung	
überlassen,	ob		er	einen	Haustarifvertag	abschließt	oder	nicht.	
	
Dennoch	kann	der	Arbeitgeber	durch	einen	Erzwingungsstreik	zur	Tarifbindung	gezwungen	
werden.	
	
Die	Tarifbindung	entsteht		nach	§	3	TVG	erst	durch	beiderseitige	Tarifgebundenheit	von	
Arbeitgeber	und	Arbeitnehmer.		
	
Die	Tarifbindung	ist	von	Bedeutung	für	den	Vorrang	des	Tarifvertrags	gegenüber	einer	
Betriebsvereinbarung	oder	Dienstvereinbarung.	
	
Der	Unterschied	in	der	Bindung	an	eine	Tarifvertrag	oder	an	eine	Betriebsvereinbarung	oder	
Dienstvereinbarung		ist	wie	folgt	zu	sehen:	
	
Im	Tarifrecht	wirken	für	ein	Kollektiv	von	Beschäftigten	die	Tarifverträge,	die	für	die	
beiderseits	Tarifgebundenen	persönlich	,	fachlich	und	räumlich	zwingend	unmittelbar	-d.h.	
normativ	-	auf	deren	Arbeitsverhältnisse	einwirken	(§	4	TVG).	Sie	müssen	vom	Arbeitgeber	,	
wenn	er	im	tarifschließenden	Arbeitgeberverbands	tarifgebunden	ist,	für	die	in	der	zuständigen	
Gewerkschaft	organisierten	Beschäftigten	kraft		§	3	Tarifvertragsgesetz	(TVG)	angewandt	
werden.		
	
Die	Tarifnormen	sind	Mindestnormen		
Sie	dürfen	nach	dem	Günstigkeitsprinzip	(§	4	Abs.	3	TVG)	nicht	zu	Ungunsten	des	
tarifgebundenen	Beschäftigten	abgeändert	werden.	Abweichende	Vereinbarungen	sind	nur	
zulässig,	soweit	sie	durch	den	Tarifvertrag	gestattet	sind	oder	eine	Änderung	der	Regelungen	
des	Tarifvertrags	zugunsten	der	Arbeitnehmer	enthalten.	
	
In	der	Betriebspraxis	gebraucht	der	Arbeitgeber	in	der	Regel	vorformulierte	Arbeitsverträge,	die	
auf	den	im	Unternehmen	oder	im	Betrieb	geltenden	Tarifvertrag	einzelvertraglich	Bezug	
nehmen	-dies	ist	die	so	genannte	Bezugnahmeklausel.	Der	Arbeitgeber	weiß	regelmäßig	nicht,	
welcher	Mitarbeiter	Mitglied	in	der	tarifschließenden	Gewerkschaft	ist	und	wer	nicht.	Er	darf	
nicht	den	einzelnen	Mitarbeiter	danach	fragen.	Ein	derartiges	Fragerecht	könnte,	falls	es	
bestehen	würde,	zum	Verdacht	einer	gewollten	Benachteiligung	des	Arbeitnehmers	führen.	
Allein	dies	verbietet	schon	§	612	a	BGB,	weil	die	Bestimmung	dem	Arbeitnehmer	einräumt,	
seine	Rechte	als	Arbeitnehmer	wahrzunehmen.		
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R.	Zwingende	Bindung	des	Kollektivs		an	eine	Betriebs-/Dienstvereinbarung		
	
	Im	Betriebsverfassungsrecht	/Personalvertretungsrecht	wirken	für	ein	Kollektiv	von	
Beschäftigten-sei	es	für	Gruppen	von	Arbeitnehmern	oder	sei	es	für	alle	im	Betrieb	
Beschäftigten	mit	Ausnahme	der	Leitenden	Angestellten	-		die	Regelungen	einer	
Betriebsvereinbarung	nach	§	77	BetrVG	unmittelbar	und	zwingend	für	Arbeitgeber		und		die	
vom	Geltungsbereich	erfassten	Arbeitnehmer.	Entsprechendes	gilt	nach	§	73	BPersVG	für	den	
öffentlichen	Dienst	beim	Abschluss	von	Dienstvereinbarungen.	
	
Eine	Unterscheidung	der	Bindung	gibt	es	nur	dann,	wenn	die	Betriebsparteien	in	der	BV	den	
Geltungsbereich	nur	auf	bestimmte	Gruppen	des	Kollektivs	zugeschnitten	haben.		
	
Die	Betriebs	-bzw.	Dienstvereinbarungen		entfalten	zwischen	den	Betriebsparteien	die	
Verpflichtung	auf	Einhaltung	der	Normen.	
	
Die	Betriebsvereinbarung	muss,	um	normative	Wirkung	für	und	gegen	die	Arbeitnehmer	zu	
erzeugen,	von	Betriebsrat	und	Arbeitgeber	gemeinsam	beschlossen	und	schriftlich	abgefasst	
sowie	von	beiden	unterzeichnet	werden	(§77	Abs.	2	BetrVG	/§	73	BPersVG)	.			
	
S.	Durchführung	aller	Angelegenheiten	durch	Arbeitgeber	
.Für	die	Durchführung	aller	den	Betreib	betreffenden	Angelegenheiten	-	also	auch	für	die	
Durchführung	der	Betriebsvereinbarung	/Dienstvereinbarung	-	hat	der	Arbeitgeber	zu	sorgen	(§	
77	Abs.	1	BetrVG	und	§	74	BPersVG.		
	
Der	Arbeitnehmervertreter	darf	nicht		durch	einseitige	Handlungen	in	die		Leitung	des	
Betriebs	(§	77	Abs.	1	S.2	BetrVG	)	oder	in	den	Dienstbereich	(§	74	BPersVG	)	eingreifen.	
	
T.	Anwendung	des	Günstigkeitsprinzips	
Die	Normen	dürfen	nicht	zum	Nachteil	von	Beschäftigten	des	Betriebs	abgeändert	werden,	
auch	nicht	einzelvertraglich	(§	77	Abs.	4	BetrVG)	Dies	ist	das	so	genannte	Günstigkeitsprinzip.	
.	Ein	Verzicht	auf	Rechte	aus	einer	Betriebsvereinbarung	(BV)	ist	nur	mit	Zustimmung	des	
Betriebsrats	zulässig.	
	
U.	Nachwirkung	
Nach	Ablauf	einer	Betriebsvereinbarung	wirken	der	Normen	nach,	soweit	diese	der	
Mitbestimmung	unterliegen.	Auch	freiwillig	vereinbarte	Normen	(§	88	BetrVG)	wirken	
jedenfalls	dann	nach,	wenn	diese	im	Gesamtpaket	von	mitbestimmungspflichtigen	und	nicht	
mitbestimmungspflichtigen	Regelungen	der	Betriebsvereinbarung	für	beide	Betriebsparteien	
oder	eine	Betriebspartei	oder	die	Arbeitnehmer	von	Bedeutung	sind.	
	
V.	Regelungsabreden	statt	Betriebs-	oder	Dienstvereinbarungen	
Freiwillige	Vereinbarungen	(§	88	BetrVG)		oder	Abreden	zwischen	Arbeitgeber	und	Betriebsrat	
(Regelungsabreden	oder	Betriebsabsprachen	)	sind	jederzeit	ohne	den	formellen	
Abschluss	einer	Betriebs-oder	Dienstvereinbarung	zulässig.	
Dem	Mitbestimmungsrecht	ist	in	diesem	Fall	Genüge	getan.	
	
Während	die	Normen	einer	BV	im	Dreiecksverhältnis	von	Arbeitgeber	,	Arbeitnehmer	und	
Betriebsrat	zwingend	wirken,	erzeugen	Regelungsabreden	bzw.	Betriebsabsprachen		nur	
eine	schuldrechtliche	(obligatorische	)	Wirkung	zwischen	Arbeitgeber	und	Betriebsrat	auf	
Einhaltung	der	Abrede.	Die	Abrede	bedarf	nicht	der	Schriftform.	Daher	wirkt	sie	nicht	normativ	
auf	die	Arbeitsverhältnisse	der	einzelnen	Beschäftigten	ein,	so	dass	diese	keine	rechte	und	
Pflichten		unmittelbar	treffen.	
	



	 29	

In	der	Betriebspraxis	empfiehlt	es	sich,	bei	schriftlicher	Niederlegung	von	Regelungsbareden	
den	Sonderfall	durch	die	Überschrift	"Regelungsabrede"	klarzustellen.		
	
Sowohl	die	Betriebsvereinbarung	als	auch	die	Regelungsabrede	bedürfen	auf	der	
Betriebsratsseite	der	internen	Beschlussfassung	durch	das	BR-	Gremium	oder	einen	
Ausschuss,	dem	die	Aufgabe	übertragen	ist	(§§	27,28	und	28a	BetrVG).	
	
	
W.	Individualrecht	auf	der	Ebene	des	Einzelvertrags	
	
	Das	Individualrecht	hebt	sich		vom	kollektiven		Recht	ab.	Es	ist	stärker	als	das	kollektive	Recht,	
wenn	und	soweit	das	kollektive	Recht	zugunsten	des	Mitarbeiters	abgeändert	wird.	Die	
Günstigkeit	baut	auf	den	vorhandenen	mitbestimmungspflichtigen	Strukturen	auf.	
Abänderungen	der	Struktur	der	Entgelteordnung	sind	nur	durch	eine	Einigung	mit	dem	
Betriebs-	oder	Personalrat	zulässig.	Daher	tritt	in	diesen	Fällen	einer	Abänderung	der	
Günstigkeitsvergleich	nicht	ein	
	
Die	Mindestnormen	bringen	dem	Arbeitnehmer	den	kollektiven	Anspruch	aus	einem	Tarifvertag	
oder	einer	Betriebsvereinbarung.	Jedoch	dürfen	die	Arbeitsvertragsparteien	durch	vertragliche	
Abreden	vom	Tarifvertrag	oder	der	Betriebsvereinbarung	durch	Abreden	abweichen,	die	für	den	
einzelnen	Arbeitnehmer	günstiger	sind.	Diers	geschieht	in	der	Betriebspraxis	nicht	selten,	so	
beispielsweise	wenn	die	Arbeitsvertragsparteien	die	tarifliche		Vergütung	durch	eine	
übertarifliche		Vergütung	aufstocken.	
	
	Die	Vertragspartner	können	sich		beispielsweise	darauf	einigen,	dass	die	übertarifliche	
Vergütung	jeweils	den	festen	Abstand	zur	tariflichen		Vergütung	behält	oder	dynamisch	an	
tariflichen		Erhöhungen	der	Vergütung	durch	neue	Tarifabschlüsse	teilnimmt	oder	dass	die	
übertarifliche		Zulage	auf	jede	Tariferhöhung	angerechnet,	d.h.	von	ihr	aufgesogen	wird.		
	
	
X.	Betriebliche	Friedenspflicht	
	
	Soweit	der	Tarifvertrag	keine	Regelung	trifft	,	ist	der	Betriebsrat	(BR)		frei,	zusammen	mit	dem	
Arbeitgeber	(AG	)	als	Betriebspartner	im	Rahmen	des	§	87	Abs.	1	BetrVG	in	den	dort	in	13		
Nummern	aufgeführten	sozialen	Angelegenheiten	mitzubestimmen.	
	
Falls	der	Arbeitgeber	eines	Unternehmens	mit	einem	Betrieb	oder	mehreren	Betrieben	
tarifgebunden	ist,	sperrt	der	Tarifvertrag	den	Abschluss	von	Betriebsvereinbarungen	oder	die	
Ausübung	des	Mitbestimmungsrechtes,	soweit	die	Tarifnorm	eine	abschließende	und	aus	sich	
heraus	verständliche	Tarifregelung	enthält.	In	den	Fällen,	in	denen	eine	Tarifnorm	
ausfüllungsbedürftig	ist,	setzt	in	den	in		§	87	Abs.1	BetrVG		geregelten	sozialen	Angelegenheiten	
oder	in	anderen	mitbestimmungspflichtigen	Angelegenheiten	das	Mitbestimmungsrecht	des	BR	
ein.	Es	setzt	auch	dann	ein,	wenn	die	Tarifvertragsparteien	den	Betriebsparteien	eine	vom	
Tarifvertrag	abweichende	Regelung	erlauben.	Dies	ist	die	sogenannte	Öffnungsklausel	(§	77	
Abs.3	BetrVG).	
	
Ebenso	haben	die	Betriebsparteien	zum	Schutz	der	Beschäftigten	des	einzelnen	Betriebs	die	
gegenüber	dem	Tarifvertrag	im	Rang	niedrigere	Verantwortung	zur	Gestaltung	der	
Arbeitsbedingungen	im	Betrieb,	soweit	der	geltenden	Tarifvertrag	oder	der	in	der	Branche	
übliche	Tarifvertrag	den	Betriebsparteien	Gestaltungsfreiheit	gewährt.		
	
Zwar	besteht	im	Betrieb		-	anders	als	auf	der	Ebene	des	Tarifvertrags	-	die	uneingeschränkte	
Friedenspflicht		der	Betriebsparteien.		
Anderseits	kommt	es	nicht	selten	vor,	dass	der	Arbeitgeber	in	der	Betriebspraxis	einem	hohen	
Druck	der	Kollektivpartner	ausgesetzt	ist.	
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§	74	Abs.	2	BetrVG	bestimmt,	dass	Maßnahmen	des	Arbeitskampfes	zwischen	Arbeitgeber	
und	Betriebsrat	unzulässig	sind.	Arbeitskämpfe	tariffähiger	Parteien	werden	hierdurch	nicht	
berührt.		
	
"Arbeitgeber	und	BR	haben	Betätigungen	zu	unterlassen,	durch	die	der	Arbeitsablauf	oder	der	
Frieden	des	Betriebs	beeinträchtigt	werden.	Sie	haben	jede	parteipolitische	Betätigung	im	
Betrieb;	die	Behandlung	von	Angelegenheiten	tarifpolitischer	,	sozialpolitischer	,	
umweltpolitischer	und	wirtschaftlicher	Art,	die	den	Betrieb	oder	seine	Arbeitnehmer	
unmittelbar	betreffen,	wird	hierdurch	nicht	berührt.		
	
Arbeitnehmer,	die	im	Rahmen	dieses	Gesetzes	Aufgaben	übernehmen,	werden	hierdurch	in	der	
Betätigung	für	ihre	Gewerkschaft	auch	im	Betrieb	nicht	beschränkt.	"	
	
Die	Friedenspflicht	ist	eingehalten,	wenn	der	BR	den	Arbeitgeber	durch	andere	
Folterinstrumente	aus	dem	BetrVG		in	Wahrnehmung	seiner	Rechte	-	wenngleich	ausufernd	-in	
die	Knie	und	zum	Nachgeben	zwingt,	beispielweise	durch	rechtlich	zulässige	
Koppelungsforderungen,	durch	legale	Verzögerungen	des	Plans	des	Arbeitgebers,	durch	eine	das	
Vorhaben	des	Arbeitgebers	blockierendes	Beschlussverfahren	oder	die	Anrufung	des	
Arbeitsgericht	der	Einigungsstelle	nach	§	76	BetrVG.			
	
	
Fazit	des	Überblicks	
	
............	
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